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Eine Übergangsbestimmung in der Bundesverfassung (Art. 197 
Ziff. 2) verpflichtet die Kantone, die bisherigen Leistungen der 
IV mindestens drei Jahre lang weiterhin zu gewähren, aber auf 
jeden Fall bis sie über ihre eigenen Sonderpädagogikkonzepte 
verfügen. 

Die Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdi-
rektoren (EDK) hat am 25. Oktober 2007 eine Interkantonale 
Vereinbarung über die Zusammenarbeit im Bereich der Son-
derpädagogik verabschiedet, um diesen Aufgabentransfer im 
Bereich der Sonderpädagogik zu koordinieren und zu beglei-
ten. Dieses Sonderpädagogik-Konkordat soll eine Mindest-
harmonisierung für den Zugang zum sonderpädagogischen 
Grundangebot in der gesamten Schweiz gewährleisten. Es 
sieht zudem eine einheitliche Terminologie, gemeinsame Qua-
litätsstandards und ein standardisiertes Abklärungsverfahren 
zur Ermittlung des dringendsten individuellen Bedarfs vor. 
Der Grosse Rat genehmigte das Sonderpädagogik-Konkordat 
am 16. Dezember 2009 einstimmig. Nachdem zehn Kantone 
dem Konkordat beigetreten sind, ist dieses am 1. Januar 2011 
in Kraft getreten. Bisher zählt das Konkordat 16 Mitgliedskan-
tone, darunter sämtliche Westschweizer Kantone.

Die Kantone sind verpflichtet, in ihrer Gesetzgebung das sich 
aus der Verfassung und der Bundesgesetzgebung ergebende 
Recht auf Bildung und auf Sonderschulung umzusetzen und 
dabei den Grundsatz der Integration zu verwirklichen. Gemäss 
diesem im Bundesgesetz über die Beseitigung von Benachteili-
gungen von Menschen mit Behinderungen (BehiG) veranker-
ten Grundsatz soll die Integration von Kindern und Jugendli-
chen mit Behinderung in die Regelschule mit entsprechenden 
Unterrichtsformen gefördert werden. Diese übergeordneten 
gesetzliche Grundlagen beruhen auf den oben erwähnten inter-
nationalen Übereinkommen, die diesen Bereich betreffen: Sie 
setzen den Rahmen für eine moderne demokratische Gesell-
schaft, welche Rücksicht nimmt auf Minderheiten, besonders 
auf Menschen mit Behinderungen, und die Menschenrechte 
achtet, auf die Bedürfnisse der Menschen eingeht, Barrieren 
beseitigt und die gesellschaftliche Teilhabe gewährleistet. 

Auch ist darauf hinzuweisen, dass dieser Gesetzesvorentwurf 
in die Schulgesetzgebung im weitesten Sinn eingebettet ist, 
da er den Sonderschulunterricht im Kanton regelt und päd-
agogische Leistungen beschreibt. Gleichzeitig ist er aber auch 
Teil der Politik zugunsten von Menschen mit Behinderun-
gen und wird mit dieser koordiniert. Für diesen kantonalen 
Politikbereich hat die Direktion für Gesundheit und Soziales 
Leitlinien und einen Massnahmenplan 2016–2020 sowie zwei 
wichtige Gesetzesvorlagen erarbeitet: den Vorentwurf für das 
Gesetz über Menschen mit Behinderung (BehG) und den 
Vorentwurf für das Gesetz über die Sondereinrichtungen und 
die professionellen Pflegefamilien für Minderjährige (SPPG). 
Dazu wurde im 2015 eine Vernehmlassung durchgeführt.

Der allgemeine Rahmen der Aufgaben im Bereich der Son-
derpädagogik wird in einem vom Kanton erarbeiteten 

1.	 Einführung

1.1.	 Der rechtliche und konzeptuelle Rahmen 
der Sonderpädagogik

Die Sonderpädagogik ist Teil des öffentlichen Bildungsauf-
trags. Sie ist eingebettet in einen Rahmen von internationalen, 
nationalen, interkantonalen und kantonalen Bestimmungen.

Im Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen, das am 15. Mai 2014 für 
die Schweiz in Kraft getreten ist, wird in Artikel 24 das Recht 
auf Bildung verankert: So sollen «die Vertragsstaaten ein 
integratives Bildungssystem auf allen Ebenen» gewährleisten, 
und sicherstellen, dass «in Übereinstimmung mit dem Ziel 
der vollständigen Integration wirksame individuell angepasste 
Unterstützungsmassnahmen in einem Umfeld, das die best-
mögliche schulische und soziale Entwicklung gestattet, ange-
boten werden» (Buchstabe e).

Das Übereinkommen über die Rechte des Kindes sieht vor, 
Kinder mit Behinderungen auf allen Ebenen in die Gesell-
schaft zu integrieren. Dazu gehört auch der Zugang zur Bil-
dung (Art. 23) ohne jede Diskriminierung (Art. 2) «In Aner-
kennung der besonderen Bedürfnisse eines behinderten Kindes 
ist die […] gewährte Unterstützung soweit irgend möglich und 
unter Berücksichtigung der finanziellen Mittel der Eltern oder 
anderer Personen, die das Kind betreuen, unentgeltlich zu leis-
ten und so zu gestalten, dass sichergestellt ist, dass Erziehung, 
Ausbildung, […] Vorbereitung auf das Berufsleben und Erho-
lungsmöglichkeiten dem behinderten Kind tatsächlich in einer 
Weise zugänglich sind, die der möglichst vollständigen sozialen 
Integration und individuellen Entfaltung des Kindes einschliess-
lich seiner kulturellen und geistigen Entwicklung förderlich ist».

Auf nationaler Ebene wird in Artikel 8 der Bundesverfassung 
die Rechtsgleichheit («Niemand darf diskriminiert werden») 
verankert. Zusätzlich sollen die Kantone gemäss Artikel 20 
Abs. 2 des Bundesgesetzes über die Beseitigung von Benach-
teiligungen von Menschen mit Behinderungen (BehiG) die 
Integration fördern: «Sie fördern, soweit dies möglich ist und 
dem Wohl des behinderten Kindes oder Jugendlichen dient, 
mit entsprechenden Schulungsformen die Integration behin-
derter Kinder und Jugendlicher in die Regelschule».

Im Zuge der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der 
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA) 
wurde die gesamte Verantwortung für den Sonderschulun-
terricht und die Beiträge an Institutionen für Menschen mit 
Behinderungen vom Bund an die Kantone übertragen. Die 
Kantone, die schon vorher einen Teil des sonderpädagogi-
schen Angebots erbracht haben, übernahmen somit von der 
Invalidenversicherung die volle fachliche, rechtliche und 
finanzielle Verantwortung für diesen wichtigen Bereich. Seit 
2008 liegt folglich der gesamte Bereich der Sonderpädagogik 
vollständig in der Zuständigkeit der Kantone. 
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auch Freiburger Schülerinnen und Schüler untersucht. Die 
Forschungsfragen bezogen sich auf: 

1.	 die Wirksamkeit in Bezug auf die Entwicklung der 
Schulleistungen und der adaptiven Fähigkeiten; 

2.	 die Wirkung der Integration auf die Entwicklung der 
Schulleistungen der Mitschülerinnen und Mitschüler 
ohne Behinderung; 

3.	 die Einstellung der Lehrpersonen zur Integration 

In ihren Schlussfolgerungen gaben die drei Forscher an, dass 
die Ergebnisse ihrer Arbeiten den gegenwärtigen Trend zur 
schulischen Integration von Schülerinnen und Schülern mit 
einer geistigen Behinderung stützen. Die vollzeitliche schu-
lische Integration in die Primarklassen mit sonderpädagogi-
scher Unterstützung scheint eine sinnvolle Alternative zum 
Unterricht in einer Sonderschule zu sein, denn dies ermög-
licht den betroffenen Schülerinnen und Schülern insgesamt 
gleich gute oder sogar bessere Fortschritte. Zudem werden 
dadurch Mitschülerinnen und Mitschüler ohne Behinde-
rung in ihrer Lernentwicklung nicht gehemmt, egal wel-
ches Niveau sie haben. Die Studie hat auch gezeigt, dass die 
Einstellung der Lehrpersonen zur schulischen Integration 
am stärksten davon beeinflusst wird, ob sie sich selbst als 
kompetent in Bezug auf den Unterricht von Schülerinnen 
und Schüler mit besonderem Bildungsbedarf wahrnehmen. 
Daher sollte ihre Kompetenzwahrnehmung durch Aus- und 
Weiterbildung gefördert werden. 

Daneben wurden noch mehrere internationale Studien zu 
Themen in Zusammenhang mit der Integration durchge-
führt, die in der Fachliteratur veröffentlicht sind. Eine Studie 
von Laws et al. (2000) befasste sich unter anderem mit den 
Auswirkungen der Integration auf den schulischen Erfolg 
von Kindern und Jugendlichen mit Down-Syndrom (Triso-
mie 21). Dabei wurde festgestellt, dass die in Regelklassen 
integrierten Kinder signifikant bessere Ergebnisse und bes-
sere Lernfortschritte erzielten als gleichbetroffene Kinder 
in Sonderschulen. In den Arbeiten von Turner et al. (2008) 
stellte sich bei einem Vergleich heraus, dass bei der Gruppe 
von integrierter Kindern mehr Schülerinnen und Schüler 
Lesekompetenzen entwickelten als bei der Gruppe von Kin-
dern in einer Sonderschule.

Und schliesslich ist noch eine letzte Studie von I. Noël (Päda
gogische Hochschule Freiburg, Schweiz) zu nennen, die im 
Schuljahr 2006/07 durchgeführt wurde. Diese Studie1 befasst 
sich mit der Frage, wer von der Integration profitiert und 
wie die Lehrpersonen deren Auswirkungen auf die übrigen 
Kinder der Klasse wahrnehmen. Sie ist zu folgendem Schluss 
gelangt: Es zeigt sich klar, dass die Unterstützungsleistungen 
für integrierte Kinder auch den anderen Kinder zugutekom-
men können, wenn sie ganz bewusst genutzt und eingesetzt 

1	 I. Noël: «A qui profite l’intégration?  Intégration scolaire d’enfants en situation de 
handicap: perception par les enseignantes et les enseignants titulaires des apports 
pour les autres enfants de la classe». 

Konzept festlegt und erläutert. Dieses kantonale Konzept 
orientiert sich an der Interkantonalen Vereinbarung vom 
25. Oktober 2007 über die Zusammenarbeit im Bereich der 
Sonderpädagogik (Sonderpädagogik-Konkordat) und ord-
net sich in die nationale wie auch internationale Behinder-
tenpolitik ein. Es stützt sich ebenfalls auf die Arbeiten und 
Überlegungen der 14 kantonalen Untergruppen und der von 
der Direktion für Erziehung, Kultur und Sport eingesetzten 
Steuergruppe, die sich seit 2008 mit diesem Thema befasst 
haben. Das Konzept beschreibt für den Kanton Freiburg die 
Grundsätze für die Organisation und Verantwortlichkeit, 
das Angebot und die Abläufe im Bereich der Sonderpäd-
agogik. Der Staatsrat hat das Konzept sowie die Modalitä-
ten für dessen Umsetzung in seiner Sitzung vom 16. März 
2015 genehmigt. Die Gesetzesvorlage ist gewissermassen die 
rechtliche Umsetzung des kantonalen Konzepts, das bei den 
Partnern im Bereich der Sonderpädagogik breite Zustim-
mung fand.

Ein Gesetzesvorentwurf über die Sonderpädagogik, der aus 
den Arbeiten einer der Untergruppen hervorging, wurde vom 
25. Juni bis 15. Oktober 2015 in die Vernehmlassung gegeben. 
Zu diesem Gesetzesvorentwurf, der insgesamt gut aufge-
nommen wurde, wurden Anmerkungen und Änderungsvor-
schläge vorgebracht, um die Verständlichkeit zu verbessern. 
Zudem wurden auch die Definitionen aus dem Sonderpäda-
gogik-Konkordat übernommen. Sehr oft wurde vorgeschlagen, 
die finanzielle Aufteilung von Staat und Gemeinden zu ändern 
und an die im Schulgesetz geltende Regelung anzugleichen. 
Auch zeigte sich bei der Vernehmlassung, dass eine gewisse 
Besorgnis herrscht, ob die bereitgestellten Mittel für die Finan-
zierung des gesamten Angebots ausreichen. Dessen Umfang 
und Struktur wurde jedoch nicht beanstandet, das Angebot 
wurde von der grossen Mehrheit als genügend erachtet. 

Der vorliegende Gesetzesentwurf beruht im Wesentlichen auf 
den Grundsätzen des Sonderpädagogik-Konkordats. In Arti-
kel 2 dieser Vereinbarung wird erklärt, dass unter Beachtung 
des Wohles und der Entwicklungsmöglichkeiten der betreffen-
den Schülerinnen und Schüler sowie unter Berücksichtigung 
des schulischen Umfelds und der Schulorganisation integra-
tive Lösungen separierenden Lösungen vorgezogen werden. 
Der Kanton Freiburg verfügt bereits seit 1999 über ein Inte-
grationskonzept. Zunächst wurde daher geprüft, ob im Kan-
ton oder auf nationaler Ebene Untersuchungen durchgeführt 
worden sind, um die gesammelten Erfahrungen objektiv zu 
begutachten. Da eine langfristige wissenschaftliche Studie 
mit einem erheblichen finanziellen Aufwand verbunden ist, 
war es nicht möglich, solche Arbeiten allein auf kantonaler 
Ebene zu realisieren. Hingegen haben die Professoren Ser-
mier Dessemontet, V. Benoit und G. Bless unter der Leitung 
des Heilpädagogischen Institut der Universität Freiburg eine 
vom Schweizerischen Nationalfonds (SNF) finanzierte Stu-
die zum Thema der schulischen Integration von Kindern mit 
einer geistigen Behinderung durchgeführt. Dabei wurden 



30

30 22 décembre 2011

>> Interne Unterbringung in sonderpädagogischen Einrich-
tungen ab Einschulung bis zum 18. Altersjahr (aus-
nahmsweise bis zum 20. Altersjahr). 

>> Pädagogisch-therapeutische Massnahmen der Logo-
pädie und der Psychomotorik werden ab Geburt des 
Kindes bis zum 20. Altersjahr angeboten. Pädagogisch-
therapeutische Massnahmen der Psychologie werden 
ausschliesslich während der obligatorischen Schulzeit 
angeboten.

>> Verstärkte sonderpädagogische Massnahmen (VM), die 
von Förderzentren erbracht werden. Diese Massnahmen 
sind für Kinder sowie Schülerinnen und Schüler mit 
einer Seh- oder Hörbehinderung bestimmt und werden 
ab Geburt bis zum Ende der obligatorischen Schule 
angeboten.

Zusätzlich zu diesen Massnahmen erhalten Schülerinnen 
und Schüler mit Verhaltensauffälligkeiten auch Hilfe in Form 
einer Unterstützung der Schule vor Ort. Diese sogenannten 
SED-Massnahmen (SED = Soutien aux établissements sco-
laires dans la prise en charge des difficultés comportementa-
les) werden während der obligatorischen Schulzeit angeboten 
und sind nicht Bestandteil der sonderpädagogischen Mass-
nahmen. Sie fallen direkt in die Zuständigkeit der Ämter für 
obligatorischen Unterricht und der Schulgesetzgebung.

Wenn im Kanton keine Institution den besonderen Bedürfnis-
sen der Schülerin oder des Schülers gerecht zu werden vermag, 
können diese eine ausserkantonale Sonderschule besuchen.

Gemäss dem Bundesgesetz über die Beseitigung von Benach-
teiligungen von Menschen mit Behinderungen (Behinder-
tengleichstellungsgesetz, BehiG) vom 13. Dezember 2002 
können Kindern und Jugendlichen Massnahmen gewährt 
werden, um behinderungsbedingte Nachteile auszugleichen 
(sogenannte Nachteilsausgleichsmassnahmen). Sie sind 
Gegenstand des kantonalen Projekts «Nachteilsausgleich», 
das den grundsätzlichen Rahmen von der obligatorischen 
Schule und bis zur Sekundarstufe 2 vorgibt. Diese Massnah-
men gehören nicht zum sonderpädagogischen Angebot.

Was ist der Unterschied zwischen verstärkten sonderpädago-
gischen Massnahmen (VM) und niederschwelligen sonder-
pädagogischen Massnahmen (NM)? VM unterscheiden sich 
von den NW durch folgende Merkmale (gemäss Sonderpäd-
agogik-Konkordat):

>> lange Dauer, 
>> hohe Intensität, 
>> hoher Spezialisierungsgrad der Fachpersonen sowie 
>> einschneidende Konsequenzen auf den Alltag, das 

soziale Umfeld oder den Lebenslauf des Kindes oder des 
Jugendlichen.

Die VM und die NW werden von den Behörden nach einem 
unterschiedlichen Verfahren gewährt. Diese Verfahren las-
sen sich schematisch wie folgt darstellen:

werden, und dass auch die Klassenlehrperson weitgehend 
von der Integration profitieren kann.

Zum Abschluss dieses Abschnitts über die Forschung noch 
einige Zahlen: Seit das Integrationskonzept im Kanton 
Freiburg 1999 in Kraft getreten ist, hat der französischspra-
chige Integrationsdienst rund 680 Schülerinnen und Schü-
ler betreut; nach Angaben des deutschsprachigen Integrati-
onsdienstes haben zwischen 250 und 300 Schülerinnen und 
Schüler von integrativen Massnahmen profitiert. Es existiert 
jedoch noch keine Langzeitstudie, bei der untersucht wird, 
wie sich die eingeführten Unterstützungsmassnahmen auf 
die Schullaufbahn der Schülerinnen und Schüler, die davon 
profitiert haben, und ihre Zukunft nach Abschluss der obli-
gatorischen Schule auswirken. 

Das Gesetz über die Sonderpädagogik ist somit als Spezialgesetz 
zu verstehen, als Ausführungsgesetz übergeordneter Grund-
sätze, die sich im Wesentlichen aus früheren Entscheidungen 
ergeben. Es ergänzt das 2014 genehmigte Gesetz über die obliga-
torische Schule und ist Teil einer kantonalen Politik zugunsten 
von Menschen mit Behinderungen. So gesehen ist es eine päda-
gogische Lösung, die in den weiteren Rahmen einer kantonalen 
Politik zum Wohle von Menschen mit einer Behinderung und 
deren Eingliederung in die Gesellschaft eingebettet ist. 

1.2.	 Die Leitplanken des kantonalen Konzepts

Das kantonale Angebot gilt für den Vorschulbereich, die 
obligatorische Schule (11 HarmoS-Schuljahre) und den 
Nachschulbereich. Während der obligatorischen Schule 
deckt das Angebot die Regelschule und die Sonderschule ab. 
Die Direktion für Erziehung, Kultur und Sport (EKSD) ist 
zuständig für die finanzielle Steuerung und die Qualitätssi-
cherung. Das sonderpädagogische Angebot umfasst:

>> Heilpädagogische Früherziehung (HFE) in Form von 
niederschwelligen (NM) oder verstärkten sonderpäda-
gogischen Massahmen (VM). Diese werden ab Geburt 
bis zum Eintritt des Kindes in die obligatorische Schule 
(Einschulung) angeboten. In Ausnahmefällen können 
sie verlängert werden, aber höchstens bis zwei Jahre nach 
Schuleintritt. 

>> Niederschwellige Massnahmen (NM) für Schülerinnen 
und Schüler, bei denen die Gefahr eines Schulversagens 
droht und/oder die in ihrer Entwicklung gefährdet sind 
und/oder bei denen Lernbehinderungen auftreten. Diese 
Massnahmen werden ab Schuleintritt bis zum Ende der 
obligatorischen Schule angeboten. 

>> Verstärkte sonderpädagogische Massnahmen (VM) für 
Schülerinnen und Schüler mit einer Behinderung. Diese 
Massnahmen können in integrativer Form ab Schulein-
tritt bis zum Ende der obligatorischen Schulzeit einge-
setzt werden. Sie können auch in Form einer Sonderschu-
lung bewilligt werden, und zwar ab Schuleintritt bis zum 
Alter von 18 Jahren, in Ausnahmefällen bis 20 Jahren. 
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1.3.	 Die Organisation der Sonderpädagogik

Nachfolgend eine schematische Darstellung der Organisation der Freiburger Schule:

Der Gesetzesentwurf über die Sonderpädagogik (SPG) stützt 
sich auf ein bestehendes, leistungsfähiges Angebot zur Schu-
lung von Kindern sowie Schülerinnen und Schülern mit 
besonderem Bildungsbedarf (gemäss der Definition des 
Sonderpädagogik-Konkordats), die eine Störung oder eine 
Behinderung aufweisen. Dieses Angebot lässt sich anhand 
der neuesten Daten (Herbst 2015) wie folgt zusammenfassen:

>> Vor der Schule erhalten rund 400 Kinder heilpädago-
gische Früherziehung.

>> Ein Netz von Sonderklassen in subventionierten privaten 
oder kommunalen sonderpädagogischen Einrichtungen 
betreut rund 900 Schülerinnen und Schüler. 

>> Etwa 600 Schülerinnen und Schüler mit Behinderun-
gen werden in Klassen der obligatorischen Regelschule 
unterrichtet.
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liegende Gesetzesvorentwurf trägt dafür Sorge, dass dieses 
Angebot mit den Zulassungsverfahren zu den sogenannten 
niederschwelligen Massnahmen abgestimmt wird. Die nie-
derschwelligen Massnahmen fallen in die Zuständigkeit der 
Regelschule (wie dies im Schulgesetz vorgesehen ist), werden 
aber sowohl im Sonderpädagogik-Konkordat wie auch im 
Konzept erwähnt.

Der Vorentwurf knüpft an die Bestimmungen des Schulge-
setzes an, um eine bessere Koordination der Beurteilungen 
und der Schullaufbahnentscheide zu erreichen. Das Gesetz 
über die Sonderpädagogik (SPG) ist ein Spezialgesetz, das 
mit dem Gesetz über die obligatorische Schule (SchG) ver-
bunden ist und dieses ergänzt. Während das Schulgesetz den 
Unterricht und dessen Organisation gesamthaft regelt, ist 
das SPG auf die individuelle Deckung der Bedürfnisse der 
Begünstigten sowie auf die Organisation des damit verbun-
denen Angebots ausgerichtet. Zu den Begünstigten gehören 
dabei nicht nur Kinder sowie Schülerinnen und Schüler mit 
einer Behinderung, sondern auch ganz allgemein Personen 
mit besonderen Bedürfnissen nach sonderpädagogischen 
Stütz- und Fördermassnahmen, pädagogisch-therapeuti-
schen Massnahmen oder anderen Massnahmen. 

2.	 Kommentar zu den einzelnen 
Bestimmungen

1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen

Art. 1: Gegenstand und Grundsätze

Dieser Gesetzesentwurf soll den allgemeinen Rahmen der 
Sonderpädagogik festlegen, so insbesondere das Angebot 
und die Modalitäten für die Umsetzung des Konzepts. Er 
bezieht sich ausdrücklich auf das kantonale Sonderpäda-
gogik-Konzept, das die Grundsätze und das Grundangebot 
des Kantons Freiburg in diesem Bereich festlegt. Im zwei-
ten Absatz wird auf die übrigen Bundes-, interkantonale 
und kantonale Gesetzgebung verwiesen, ohne diese jedoch 
ausführlich zu nennen. Es handelt sich im Wesentlichen um 
folgende Rechtstexte: Die interkantonale Vereinbarung vom 
25. Oktober 2007 über die Zusammenarbeit im Bereich der 
Sonderpädagogik, das Gesetz vom 9. September 2014 über 
die obligatorische Schule (Schulgesetz, SchG; SGF 411.0.1), 
das Gesetz vom 19. Juni 2008 über die Finanzierung der 
von zugelassenen privaten Anbietern ausgeführten pädago-
gisch-therapeutischen Massnahmen sowie das Gesetz vom 
17. Oktober 2001 über das Staatspersonal (StPG). Zudem wer-
den auch die künftigen kantonalen Gesetze über Menschen 
mit Behinderung (BehG) und über die Sondereinrichtungen 
und die professionellen Pflegefamilien für Minderjährige 
(SPPG) einen übergeordneter Rahmen für den Themenbe-
reich Menschen mit Behinderung bilden.

>> Fast 7800 Kinder bzw. Schülerinnen und Schüler 
erhalten pädagogisch-therapeutische Massnahmen 
(Logopädie, Psychologie und Psychomotorik an Schulen). 
Gewisse Schülerinnen und Schüler tauchen in der 
Statistik mehrmals auf, da sie kombinierte Massnahmen 
erhalten (z. B. Logopädie und Schulpsychologie). Gemäss 
den bisher vorliegenden Studien und Statistiken weisen 
20% der Schülerinnen und Schüler Unterstützungsbe-
darf auf.

Der Gesetzesentwurf will bewährte Praktiken, die mit einer 
Analyse der Stärken und Schwächen des bestehenden Sys-
tems ermittelt wurden, allgemein einführen. Er knüpft somit 
an Bestehendes an und verändert die bewährte Organisation 
nicht grundlegend. 

Der Gesetzesentwurf setzt zudem das Freiburger Sonderpä-
dagogik-Konzept um, wie dies in der Bundesverfassung und 
der interkantonalen Vereinbarung verlangt wird.

Darin wird Behinderung verstanden als Folge von Störun-
gen und/oder persönlichen Beeinträchtigungen sowie dem 
Umfeld, in dem sich die Kinder sowie Schülerinnen und 
Schüler entwickeln. Das Gesetz führt Massnahmen ein, mit 
denen sich die umweltbedingten Barrieren beseitigen und 
die Partizipation der Kinder und Jugendlichen fördern las-
sen, wobei darauf geachtet wird, dass alle ihre Entwicklungs-
möglichkeiten ausschöpfen können.

Eine der Besonderheiten dieses neuen interkantonalen 
Rechtsrahmens für die Sonderpädagogik ist der Paradigmen-
wechsel von einer Sozialversicherung zu einem öffentlichen 
Bildungsauftrag. Diese bedeutet namentlich, dass die Ver-
gabe von Leistungen nicht nur anhand der Bedürfnisse der 
potentiellen Leistungsbezüger bemessen wird, sondern dass 
dabei auch der Beitrag von spezifischen Kompetenzen des 
Bildungssystems einbezogen wird.

Mit der Erarbeitung des Sonderpädagogik-Konkordats woll-
ten die Kantone sich gemeinsame Ziele setzen; die drei wich-
tigsten davon sind:

>> Festlegung des sonderpädagogischen Grundangebots,
>> Förderung integrativer Lösungen,
>> Bestimmung und Anwendung gemeinsamer Instru-

mente (einheitliche Terminologie, gemeinsame Quali
tätsstandards und ein standardisiertes Abklärungs
verfahren zur Ermittlung des individuellen Bedarfs).

Das Sonderpädagogik-Konkordat konzentriert sich in ers-
ter Linie auf das Zulassungsverfahren zu den sogenannten 
verstärkten Massnahmen, also die Massnahmen für Kinder 
sowie Schülerinnen und Schüler, deren Betätigung oder Par-
tizipation in ihrem Umfeld dauerhaft eingeschränkt ist. Dies 
führt dazu, dass ihre künftige Entwicklung aufgrund einer 
Beeinträchtigung, einer Mehrfachbehinderung oder einer 
zur Invalidität führenden Störung gefährdet ist. Der vor-
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lichkeiten, die Bildungsstandards zu erreichen, beeinträchti-
gen oder erschweren. Dies gilt ebenso für die logopädischen, 
psychologischen und psychomotorischen Massnahmen.

Der Grundsatz der Integration (Bst. b) ist nicht nur im 
Sonderpädagogik-Konkordat verankert, sondern ebenso in 
vielen internationalen, nationalen und kantonalen Rechts-
grundlagen. Er beinhaltet einen grossen Paradigmenwechsel, 
auf den die hauptsächlichen Änderungen bei den im Geset-
zesentwurf vorgesehenen Leistungen zurückzuführen sind. 

Dieser Artikel führt zudem einen methodischen Ansatz ein: 
Es ist wichtig, nicht nur die Ressourcen der Kinder im Vor-
schulalter oder der Schülerinnen und Schüler zu mobilisie-
ren, sondern auch die der Menschen in ihrem Umfeld. Dieser 
Grundsatz liegt somit den im Gesetzesvorentwurf vorgese-
henen indirekten Massnahmen zugrunde, die an die Eltern 
und die Fachpersonen, die die Kinder im Vorschulalter oder 
die Schülerinnen und Schüler betreuen, gerichtet sind. Er 
setzt auch voraus, dass entsprechend den in der Bundesver-
fassung verankerten Grundsätzen der Subsidiarität und der 
Eigenverantwortung (Art. 5a, 6 und 41) alles unternommen 
wird, was sinnvoll, notwendig und möglich ist, um die Inan-
spruchnahme der Leistungen zu begrenzen. 

In Buchstabe c wird der Grundsatz der Unentgeltlichkeit 
verankert. Artikel 62 Absatz 2 der Bundesverfassung sieht 
einen unentgeltlichen Grundschulunterricht in den öffentli-
chen Schulen vor. Dies gilt auch für den Bereich der Sonder-
pädagogik. Dieser Grundsatz findet aber nur auf die Schule 
im eigentlichen Sinn Anwendung. Daher beteiligen sich die 
Eltern an den Kosten des Schulmaterials und gewisser schu-
lischer (vgl. Art. 10 Abs. 3 des Schulgesetzes und Art. 9 des 
Schulreglements) und ausserschulischer Aktivitäten und 
bezahlen die im Beschluss des Staatsrats vom 19. Dezem-
ber 2000 über die Kostenbeteiligung der in sonderpädagogi-
schen Einrichtungen untergebrachten Personen festgelegten 
Beträge. 

Der Buchstabe d befasst sich mit der Rolle der Eltern und der 
Schülerin oder des Schülers in den verschiedenen Verfahren. 
In den Bestimmungen, welche die Anspruchsvoraussetzun-
gen für die Massnahmen betreffen, wird klar festgelegt, wie 
sie in die verschiedenen Etappen des Verfahrens einbezogen 
werden. Diese Verpflichtung ergibt sich aus Artikel 12 des 
UNO-Übereinkommens über die Rechte des Kindes sowie 
aus Artikel 2 des Sonderpädagogik-Konkordats. Sie haben 
in jedem Fall ausdrücklich das Recht, in den verschiedenen 
Entscheidungsprozessen angehört zu werden. Es geht also 
nicht nur darum, die Eltern vorzuladen, um sie über die 
getroffenen Entscheide zu informieren, sondern vielmehr sie 
in die vor dem Entscheid stattfindenden Sitzungen einzubin-
den, an denen die Mitglieder des Netzwerks sich während 
des Entscheidungsfindungsverfahrens gemeinsam mit dem 
Fall auseinandersetzen. Sie können zwar in den verschiede-
nen Verfahren oder Entscheidungsprozessen angehört und 

Im Bereich des sonderpädagogischen Angebots, wie es 
im Sonderpädagogik-Konkordat festgelegt ist, haben die 
Gemeinden die Aufgabe, einen psychologischen, logopädi-
schen und psychomotorischen Dienst anzubieten (Art.  63 
Abs. 1 SchG). Sie können jedoch die Erfüllung dieser Aufgabe 
regionalen Zentren übertragen (Art. 63 Abs. 2 SchG).

Art. 2: Ziele der Sonderpädagogik 

Die Sonderpädagogik strebt folgende Ziele an: Sie will die 
Selbstständigkeit, den Erwerb von Kenntnissen, die Per-
sönlichkeitsentwicklung und die Offenheit gegenüber den 
Mitmenschen fördern, damit die Kinder sowie Schülerinnen 
und Schüler mit besonderem Bildungsbedarf bestmöglich 
am gesellschaftlichen Leben teilhaben können. Diese Ziele 
verfolgt auch die Schule im Allgemeinen, daher ist dieser 
Artikel vergleichbar mit Artikel 3 des Schulgesetzes, wonach 
die Schule den Schülerinnen und Schülern helfen soll, ihre 
Begabungen und Fähigkeiten bestmöglich zu entfalten. 

Eine weitere wichtige Aufgabe der Sonderpädagogik ist, die 
Rahmenbedingungen für die Betreuung und die schulische 
Ausbildung möglichst optimal an die realen Gegebenheiten 
anzupassen (Abs. 2).

Darüber hinaus soll die Sonderpädagogik auch (Abs. 3) zur 
Aufwertung und Förderung der Kompetenzen sämtlicher 
Fachpersonen des öffentlichen Bildungssystems, die in der 
Freiburger Schule tätig sind, beitragen. 

Art. 3: Grundsätze

Die in diesem Artikel festgelegten Grundsätze beruhen weit-
gehend auf jenen des Sonderpädagogik-Konkordats. 

Der erste Grundsatz (öffentlicher Bildungsauftrag) bekräf-
tigt den radikalen Wechsel vom Versicherungsmodell zum 
Bildungssystem, wie dies die Neugestaltung des Finanzaus-
gleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kan-
tonen (NFA) vorsieht. So wird das Kind oder die bzw. der 
Jugendliche nunmehr als Schülerin oder Schüler (gegenwär-
tig oder künftig) mit besonderem Bildungsbedarf angesehen 
und nicht mehr als versicherte Person im Sinne der bundes-
rechtlich geregelten Sozialversicherungen. Dieser Grundsatz 
setzt voraus, dass die öffentliche Hand geeignete Strukturen 
schafft, die nötig sind zur Erfüllung des öffentlichen Bil-
dungsauftrags bei Kindern im Vorschulalter oder bei Schüle-
rinnen und Schülern, die in ihrer Entwicklung nachweislich 
beeinträchtigt sind, wenn keine zusätzlichen Massnahmen 
zu den an der sogenannten «Regelschule» oder «normale 
Schule» vorgesehenen ergriffen werden. 

Die Aufnahme der sonderpädagogischen Massnahmen in 
das weite Feld der Bildung bringt es mit sich, dass die Folgen 
der Störungen nur noch dann berücksichtigt werden, wenn 
und soweit sie die Entwicklung des Kindes und seine Mög-
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Allgemeinen als Vorschule bezeichnet wird. Heilpädagogi-
sche Früherziehungsmassnahmen können in Ausnahmefäl-
len bis zwei Jahre nach Schuleintritt weitergeführt werden. 
Pädagogisch-therapeutische Massnahmen der Logopädie 
und Psychomotorik können bis zum Ende des 1. Schuljahres 
(1H) gewährt werden. 

Die HFE-Leistungen werden von Fachpersonen der heilpä-
dagogischen Früherziehung erbracht und richten sich an 
Kinder vor dem Schuleintritt. Mit diesem Massnahmen soll 
abgeklärt werden, ob bei den Kindern eine Behinderung, eine 
Entwicklungsverzögerung oder eine gefährdete Entwicklung 
zu erkennen ist, so dass sie mit hoher Wahrscheinlichkeit 
dem Unterricht in der Regelschule ohne gezielte Unterstüt-
zung nicht folgen können. Diese Einzelleistungen werden 
von den Eltern beantragt, die in der Regel von Kinderärztin-
nen und Kinderärzten beraten werden. 

Das Angebot der heilpädagogischen Früherziehung unter-
teilt sich in niederschwellige (NM) und verstärkte sonderpä-
dagogische Massnahmen (VM). 

>> Für die Gewährung und Umsetzung niederschwelliger 
Massnahmen ist die Leitung des Leistungsanbieters 
zuständig. Sie werden flexibel und bedürfnisorientiert 
eingesetzt. 

>> Die für Kinder angeordneten verstärkten sonderpädago-
gischen Massnahmen können, nach der Prüfung durch 
die unabhängige Abklärungsstelle, vom Leistungsanbie-
ter oder von den Förderzentren für Kinder und Jugend-
liche mit einer Seh- und Hörbehinderung erbracht 
werden.

Niederschwellige Massnahmen (NM) der heilpädagogischen 
Früherziehung richten sich an Kinder, deren Entwicklung 
gefährdet ist und/oder welche Schwierigkeiten haben, die 
ihre Entwicklung beeinträchtigen.

Verstärkte Massnahmen (VM) der heilpädagogischen Früh
erziehung richten sich an Kinder, die eine Behinderung 
haben und/oder die gefährdet sind (nachgewiesene Vernach-
lässigung, Misshandlung, Missbrauch) und deren Bedürf-
nisse anhand des standardisierten Abklärungsverfahrens 
(SAV) nachgewiesen sind. 

Das Sonderpädagogik-Konkordat betrifft Kinder mit beson-
derem Bildungsbedarf. Für Kinder mit einer beeinträchtigten 
und/oder gefährdeten Entwicklung ist eine enge Zusammen-
arbeit mit dem Jugendamt (JA) nach einem genau festgeleg-
ten und einheitlichen Verfahren vorgesehen.

Das Angebot umfasst auch logopädische und psychomoto-
rische Leistungen (Buchstabe b und c): Diese pädagogisch-
therapeutischen Leistungen sollen die Kinder im Vorschul-
alter in ihrem Entwicklungs- und Lernprozess begleiten. Sie 
richten sich an Kinder im Vorschulalter (bzw. für die logo-
pädischen Massnahmen bis zum Ende der 1H), die für den 

einbezogen zu werden, haben jedoch kein Mitentscheidungs-
recht. Somit haben sie kein Recht, den Leistungsanbieter von 
pädagogischen oder pädagogisch-therapeutischen Massnah-
men frei zu wählen, auch wenn die Massnahme von einem 
anerkannten privaten oder freischaffenden Leistungserbrin-
ger durchgeführt wird. Denn hier geht es um einen orga-
nisatorischen Entscheid. Diese im Konkordat ausdrücklich 
vorgesehene Einschränkung der freien Wahl des Leistungs-
erbringers soll es den Kantonen ermöglichen, die Leistungs-
anbieter, die sie mit der Durchführung der Leistung betraut 
haben, angemessen zu beaufsichtigen und nach den Quali-
tätskriterien der Schweizerische Konferenz der kantonalen 
Erziehungsdirektoren (EDK) zu beurteilen. Dies ist eine 
natürliche Folge des oben erwähnten Paradigmenwechsels: 
Der Kanton ist nicht mehr ein Versicherer, der die Leistun-
gen vergütet. Die Sonderpädagogik ist nun Bestandteil des 
Bildungssystems und so muss der Kanton für eine ausrei-
chende Sonderschulung sorgen, dabei den Grundsatz der 
Verhältnismässigkeit wahren und Verantwortung überneh-
men, indem er diese Aufgabe entweder selber erfüllt oder sie 
privaten Leistungserbringern überträgt. Delegiert der Staat 
die Leistungserbringung, so ist er verpflichtet, seine Auf-
sichtskompetenzen auszuüben, um die Qualität der erbrach-
ten Leistungen zu gewährleisten. 

Demnach werden in diesem Gesetzesentwurf nur Leistungen 
von Leistungserbringern übernommen, die von der zuständi-
gen Behörde dazu ermächtigt worden sind. Es besteht somit 
keinerlei Anspruch auf Vergütung einer entsprechenden 
Leistung, die von einem Drittanbieter erbracht worden ist.

Art. 4: Begriffsbestimmungen 

Neben den technischen Begriffsbestimmungen hinaus, die in 
den Bestimmungen des Gesetzesvorentwurfs enthalten sind, 
liegt das Augenmerk vor allem auf dem Begriff «Schülerin/
Schüler», der darin im Vordergrund steht. Dieser Begriff 
umfasst sowohl minderjährige Kinder und Jugendliche wie 
auch volljährige Schülerinnen und Schüler, die sich in Aus-
bildung befinden. Da die Sonderpädagogik die Altersgruppe 
von 0 bis 20 Jahren abdeckt und dem Erreichen der Volljäh-
rigkeit mit 18 Jahren ein rechtlicher Statuswechsel eintritt, 
werden im Gesetzesvorentwurf die Begünstigten im Vor-
schulbereich als Kinder und die volljährigen Begünstigten 
im Alter von 18 bis 20 Jahren als Schülerinnen und Schüler 
bezeichnet. Die Definition der Eltern entspricht derjenigen 
im Gesetz über die obligatorische Schule.

2. Kapitel: Sonderpädagogisches Angebot und 
Schülertransporte

Art. 5: Vorschulbereich 

Das sonderpädagogische Angebot richtet sich an Kinder ab 
Geburt bis zum Eintritt in die obligatorische Schule, was im 
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dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit Rechnung zu tra-
gen. 

Die niederschwelligen sonderpädagogischen Massnahmen, 
die im Schulgesetz behandelt werden, unterscheiden sich 
von den schulischen Stützmassnahmen vor allem dadurch, 
dass die betroffenen Schülerinnen und Schüler eine Störung 
oder eine Beeinträchtigung erkennen lassen und dass die 
Massnahmen von Fachpersonen erbracht werden und zwar 
ergänzend oder subsidiär zu den Massnahmen, die an der 
Regelschule angeboten werden. Ferner muss vorab eine päd-
agogische oder pädagogisch-therapeutische Abklärung erfol-
gen, anhand der entschieden werden kann, ob die Voraus-
setzungen für die Gewährung der Massnahmen erfüllt sind. 

Jede Regelschule verfügt über ein Grundangebot an nie-
derschwelligen sonderpädagogischen Massnahmen. Dessen 
Umfang wird bestimmt durch die Anzahl Schülerinnen 
und Schüler sowie durch einen Verteilschlüssel, der von den 
Ämtern für Unterricht festgelegt wird. Die Schulen behalten 
die Ressourcen, die ihnen zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieser Gesetzesvorlage für die NM zur Verfügung ste-
hen. Diese im Schulgesetz vorgesehenen niederschwelligen 
Massnahmen werden von der Primarschulleitung oder der 
OS-Schuldirektion auf Antrag der Fachpersonen, die mit der 
Schülerin oder dem Schüler zu tun haben, zugesprochen.

Niederschwellige Massnahmen richten sich an Schülerinnen 
und Schüler, bei denen die Gefahr eines Schulversagens droht 
und/oder die in ihrer Entwicklung gefährdet sind und/oder 
bei denen Lernbehinderungen auftreten. Diese Massnahmen 
werden ab Schuleintritt bis zum Ende der obligatorischen 
Schule angeboten. Sie werden nach einem festgelegten Ver-
fahren abgeklärt und regelmässig überprüft.

Verstärkte Massnahmen richten sich an Schülerinnen und 
Schülern mit einer Behinderung, deren Bedürfnisse anhand 
des standardisierten Abklärungsverfahrens (SAV) ermit-
telt worden sind. Sie werden auf Antrag der unabhängigen 
Abklärungsstelle vom Sonderschulinspektorat gewährt. 
Dabei haben integrative Lösungen Vorrang. Die verstärkten 
Massnahmen werden für einen bestimmten Zeitraum bewil-
ligt und durch die unabhängige Abklärungsstelle regelmä-
ssig neu beurteilt. 

Die EKSD arbeitet mit spezialisierten Förderzentren für Kin-
der und Jugendliche mit einer Seh- und Hörbehinderung 
zusammen. Die Förderzentren bieten Regelschulen wie auch 
Sonderschulen Unterstützung an. Diese kann entweder in 
Form von Coaching und Beratung oder aber in Form einer 
direkten Begleitung einer Schülerin oder eines Schülers erfol-
gen. Vor der Gewährung dieser Massnahmen ermittelt die 
unabhängige Abklärungsstelle anhand des standardisierten 
Abklärungsverfahrens (SAV) die Bedürfnisse der betreffen-
den Schülerinnen und Schüler in ihrem Umfeld. Die Zusam-

Erwerb von Sozialkompetenzen sowie für ihre motorische, 
emotionale, sprachliche Entwicklung und Kommunikati-
onsfähigkeit eine spezifische therapeutische Unterstützung 
benötigen, damit sie den ihrem Alter entsprechenden Ent-
wicklungsstand bzw. die schulischen Ziele erreichen kön-
nen. Diese Leistungen werden von den Eltern beantragt und 
umfassen eine breite Palette von möglichen Interventionen 
(Einzel- und Gruppentherapien, Coaching, Beratung von 
Eltern usw.). Sie werden von anerkannten freischaffenden 
Leistungsanbietern erbracht. 

Die Kompetenzen und Pflichten der betreffenden Leistungs-
anbieter sowie des Kantons werden in Vereinbarungen gere-
gelt. Für die sonderpädagogische Einrichtungen, die sich 
auf dem Gebiet des Kantons befinden, beinhalten diese eine 
mehrjährige Rahmenvereinbarung und einen jährlichen 
Leistungsvertrag; für ausserkantonale sonderpädagogische 
Einrichtungen gilt die Interkantonale Vereinbarung für 
soziale Einrichtungen (IVSE). Die Zusammenarbeit mit den 
anerkannten Leistungsanbietern wird ebenfalls in Verein-
barungen geregelt. Derzeit handelt es sich um folgende Leis-
tungsanbieter:

>> Früherziehungsdienst (FED) der Stiftung Les Buis-
sonnets (Heilpädagogische Früherziehung HFE und 
Psychomotorik)

>> Centre pédagogique pour élèves handicapés de la vue 
CPHV, Lausanne

>> Institut St. Joseph, Sprachheilschule;
>> Zentrum für Hören und Sprache Münchenbuchsee
>> Stiftung für sehbehinderte und blinde Kinder und 

Jugendliche Zollikofen
>> Anerkannte Leistungsanbieter (Logopädie)

Art. 6: Obligatorische Schulzeit

Schülerinnen und Schüler mit besonderem Bildungsbedarf 
besuchen grundsätzlich die Regelschule. Damit wird der 
im 3. Artikel des Gesetzesentwurfs verankerte Grundsatz 
der Integration konkret umgesetzt. Ausnahmsweise werden 
Schülerinnen und Schüler in eine Sonderklasse aufgenom-
men, wenn die Entwicklungsmöglichkeiten des betreffenden 
Kindes oder der betreffenden Schülerin oder der betreffen-
den Schülers in der Regelklasse beeinträchtigt sind oder 
wenn das schulische Umfeld und die Schulorganisation 
nicht ohne unverhältnismässigen Aufwand an die jeweiligen 
Bedürfnisse angepasst werden können, um den Besuch der 
Regelschule zu ermöglichen. Der Unterricht soll der betroffe-
nen Schülerin oder dem betroffenen Schüler zugutekommen, 
wobei auch die Auswirkungen auf das unmittelbare Umfeld 
der Klasse berücksichtigt werden müssen. Ist eine integrative 
Schulung nicht oder nicht mehr sinnvoll, wird eine Lösung 
in einer Sonderschule angeboten, und zwar gemäss dem in 
Artikel 27 ff. dieses Gesetzesvorentwurfs beschriebenen Ver-
fahren. Bei der Betreuung von Schülerinnen und Schülern ist 
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Derzeit handelt es sich um folgende Leistungsanbieter:

>> Centre éducatif et pédagogique (CEP) in 
Estavayer-le-Lac

>> Centre d’Enseignement Spécialisé et de Logopédie/Glâne 
(CESL/G) in Romont

>> Centre Scolaire et Educatif Clos Fleuri (CSER) in Riaz
>> Centre Scolaire de Villars-Vert (CSVV) in Villars-sur-

Glâne
>> Classes d’Enseignement Spécialisé de la Gruyère 

(CENSG) in Bulle
>> Flos Carmeli – Sprachklassen in Freiburg
>> Schulheim – Les Buissonnets in Freiburg
>> Home-Ecole Romand (HER) – Les Buissonnets in 

Freiburg 
>> Institut Les Peupliers in Le Mouret
>> Institut St. Joseph in Villars-sur-Glâne

Hinzu kommen noch die betreffenden ausserkantonalen 
sonderpädagogischen Einrichtungen sowie die logopädi-
schen, psychologischen und psychomotorischen Dienste der 
Gemeinden.

In Absatz 2 Buchstabe d ist ferner eine Begleitung der Schü-
lerin oder des Schülers durch eine Assistenzperson bei nicht-
pädagogischen Aktivitäten vorgesehen.

Art. 7: Verfahren im Nachschulbereich

Den Schülerinnen und Schülern mit besonderem Bildungs-
bedarf stehen alle Bildungswege der Sekundarstufe 2 und 
der beruflichen Grundbildung offen, sofern sie die regulären 
Zulassungsvoraussetzungen erfüllen. Dabei werden jedoch 
allfällige Nachteilsausgleichsmassnahmen berücksichtigt, 
die einige von ihnen erhalten werden (Absatz 1). 

Das sonderpädagogische Angebot für den Nachschulbereich 
gilt für Schülerinnen und Schüler ab Ende der obligatori-
schen Schule bis zum Alter von 18 Jahren (in Ausnahmefäl-
len bis 20 Jahren). Vorab erfolgt eine berufliche Standortbe-
stimmung durch die Invalidenversicherung (IV). 

Unter besonderem Bildungsbedarf versteht man den Bedarf 
nach einer der im Gesetzesentwurf beschriebenen Leistun-
gen. Diese Terminologie wird aus dem Sonderpädagogik-
Konkordat entnommen, wo in der deutschen Fassung der 
Begriff  «besonderer Bildungsbedarf» verwendet wird. Der 
in der französischen Fassung des Sonderpädagogik-Konkor-
dats verwendete Begriff «éducatif» (Erziehungsbedarf) ist 
somit im weiteren Sinn zu verstehen; er umfasst nicht nur 
die «pädagogischen» Bedürfnisse, sondern auch die «päd-
agogisch-therapeutischen» Bedürfnisse, die logopädische, 
psychomotorische sowie schulpsychologische Leistungen 
erfordern. Diese Bedeutung des Begriffs schliesst zudem die 
mit der Bildung verbundenen Bedürfnisse mit ein; etwa sol-

menarbeit der Schule mit den Zentren wird in einem von der 
EKSD erstellten Leistungsvertrag geregelt.

Verstärkte sonderpädagogische Massnahmen in Sonder-
schulen umfassen den Unterricht, in bestimmten Fällen die 
interne Unterbringung sowie pädagogisch-therapeutische 
Massnahmen (Logopädie, Psychomotorik und Psychologie). 
Sie richten sich an Schülerinnen und Schülern mit einer 
Behinderung, deren Bedürfnisse mit dem standardisierten 
Abklärungsverfahren (SAV) erfasst worden sind. Sonder-
schulen können medizinische Fachleute beiziehen, wenn die 
besonderen Bedürfnisse einzelner Schülerinnen und Schüler 
dies erforderlich macht. Die verstärkten Massnahmen wer-
den für einen bestimmten Zeitraum bewilligt und durch die 
unabhängige Abklärungsstelle regelmässig neu beurteilt. 

Logopädische Massnahmen richten sich an Kinder mit 
Sprach- und Kommunikationsschwierigkeiten gemäss den 
von der EKSD bestimmten Kriterien. Psychomotorische 
Massnahmen werden für Schülerinnen und Schülern mit 
schweren psychomotorischen Störungen angeboten. Die 
schulpsychologischen Massnahmen sind Bestandteil des 
pädagogisch-therapeutischen Angebots der obligatorischen 
Schule. Die Schulpsychologinnen und Schulpsychologen 
können Abklärungen übernehmen, die sechs Monate vor 
dem Eintritt in die obligatorische Schule erfolgen. In der 
Regel führen die Therapeutinnen und Therapeuten der Schul-
dienste diese Massnahmen durch, wenn sie an den Schulen 
der Regelschule angeboten werden; Schülerinnen und Schü-
ler, die eine Sonderschule besuchen, werden durch die Thera-
peutinnen und Therapeuten der Sonderschulen betreut. 

Das Personal der Schuldienste bleibt weiterhin den Leitungen 
der Schuldienste unterstellt. Die Leitung der Schuldienste 
und die Primarschulleitung oder die OS-Schuldirektion sor-
gen für eine koordinierte Regelung der Kompetenzen und 
Pflichten des Personals der Schuldienste in der Erfüllung der 
therapeutischen Aufgaben. In jedem Fall arbeiten die The-
rapeutinnen und Therapeuten eng mit den Eltern sowie den 
Lehrpersonen zusammen. Sie bieten Einzeltherapie, Grup-
pentherapie oder Coaching von Schülerinnen und Schülern 
an und beraten Eltern und Lehrpersonen.

Die Zusammenarbeit der betreffenden Leistungsanbieter mit 
dem Kanton wird in Vereinbarungen geregelt. Für die son-
derpädagogische Einrichtungen, die sich auf dem Gebiet des 
Kantons befinden, beinhalten diese eine mehrjährige Rah-
menvereinbarung und einen jährlichen Leistungsvertrag; 
für ausserkantonale sonderpädagogische Einrichtungen gilt 
die Interkantonale Vereinbarung für soziale Einrichtungen 
(IVSE). Die Gemeinden regeln weiterhin ihre Zusammenar-
beit mit den Schuldiensten. Sie können, wenn sie dies wün-
schen, den juristischen Rahmen anwenden, den der Kanton 
für seine Zusammenarbeit mit den sonderpädagogischen 
Einrichtungen eingerichtet hat.
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Art.8: Rahmenbedingungen für die Schülertransporte 

Die Schülertransporte sind in Artikel 17 des Schulgesetzes 
geregelt, auch für die integrativ geschulten Schülerinnen und 
Schüler.

Es werden nur Schülertransporte übernommen, die für den 
Besuch der Sonderschule notwendig sind. Die durch die päd-
agogisch-therapeutischen Massnahmen verursachten Trans-
portkosten werden nicht übernommen.

3. Kapitel: Behörden

Art. 9: Staatsrat

Der Staatsrat übt die Oberaufsicht über die Sonderschulung 
wie auch über den Unterricht an den Regelschulen aus. Er 
erlässt namentlich das kantonale Konzept.

Art. 10: Direktionen und Ämter

Für den Bereich der Sonderpädagogik sind zwei Direktionen 
des Staatsrats zuständig: Die EKSD für die heilpädagogische 
Früherziehung, die obligatorische Schule und den Unterricht 
auf der Sekundarstufe 2 sowie die VWD für die berufliche 
Grundausbildung.

Die EKSD ist zuständig für die finanzielle Steuerung und die 
Qualitätssicherung. 

Art. 11: Inspektorat 

Im Kanton ist jeweils eine Sonderschulinspektorin/ein Son-
derschulinspektor für eine Sprachregion zuständig. 

Dieser Artikel legt die wesentlichen Befugnisse der Sonder-
schulinspektorinnen und Sonderschulinspektoren fest. Ihre 
Aufgaben und Zuständigkeiten sowie ihr Dienstverhältnis 
werden im Ausführungsreglement und in der vom Staats-
rat genehmigten Funktionsbeschreibung (Pflichtenheft) 
genauer umschrieben. Denn gemäss dem Gesetz über die 
Organisation des Staatsrates und der Verwaltung (SVOG) 
sind die Direktionen für die Organisation der ihnen unter-
stellten Verwaltungseinheiten zuständig, wobei sie sich an 
die vom Staatsrat genehmigten allgemeinen Regeln zu halten 
haben. Die Sonderschulinspektorinnen und Sonderschul-
inspektoren spielen eine wichtige Rolle für den Betrieb der 
Sonderschulen und die Qualität des dort erteilten Unter-
richts sowie für die schulische Entwicklung im Allgemeinen, 
dies unter der Führung der EKSD und der Ämter. Sie bera-
ten die Regelschulen in pädagogischen, didaktischen und 
sonderpädagogischen Belangen. Sie achten besonders auf 
die Qualitätssicherung der Leistungen, die von schulischen 
Heilpädagoginnen und Heilpädagogen an der Regelschule 
bei Schülerinnen und Schülern erbracht werden, denen ver-
stärkte sonderpädagogische Massnahmen (VM) gewährt 

che, welche die Intervention von Personen erfordern, die als 
Integrationshilfe fungieren (im Rahmen der IV).

Dieses Angebot stützt sich auf den insbesondere im Sonder-
pädagogik-Konkordat festgelegten Grundsatz, wonach alle 
Schülerinnen und Schüler, die in ihrer Entwicklung beein-
trächtigt sind, das Recht haben auf eine Grundausbildung 
mit sonderpädagogischen Massnahmen, die ihren Bedürf-
nissen angepasst sind. 

Der Übergang von der obligatorischen in die nachobligatori-
sche Schulzeit wird bei allen Schülerinnen und Schüler, die 
verstärkte sonderpädagogische Massnahmen erhalten, inten-
siv und interdisziplinär begleitet. 

Am Ende der obligatorischen Schule stehen den Schülerin-
nen und Schüler entsprechend ihrer individuellen Bedürf-
nisse mehrere Bildungswege offen (Absatz 2): 

>> Schulverlängerung in der Sonderschule
>> Eintritt in eine spezialisierte Berufsbildungsstätte
>> Übertritt in die duale Ausbildung (EBA oder EFZ) oder 

Weiterführung der schulischen Ausbildung in einer 
weiterführenden Schule. 

Der Bund finanziert über die Invalidenversicherung weiter-
hin die berufliche Grundbildung, sei es im dualen Bildungs-
system, in einer Vollzeitausbildung oder an einer Schule. Die 
Sekundarstufe 2 liegt ausserhalb des Geltungsbereichs der 
NFA und des Sonderpädagogik-Konkordats. Es obliegt der 
IV, behinderungsbedingte Mehrkosten bei der beruflichen 
Erstausbildung zu übernehmen. Solche Angebote müssen die 
Eltern bei der Invalidenversicherung beantragen

Die im Bereich der Sonderpädagogik tätigen pädagogischen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, pädagogisch-therapeuti-
schen Fachpersonen sowie Psychologinnen und Psychologen 
der EKSD bieten Schulinspektoraten, Primarschulleitungen 
und OS-Schuldirektionen, Klassenlehrpersonen sowie sämt-
lichen Personen, die mit Schülerinnen und Schülern mit 
besonderem Bildungsbedarf zu tun haben, Hilfe, Unterstüt-
zung und Beratung an. 

Sämtliche dieser Massnahmen sind darauf angelegt, dass 
Schülerinnen und Schüler eine grösstmögliche Selbststän-
digkeit erreichen und sich künftig in die Arbeitswelt einglie-
dern können, sei es in den ersten Arbeitsmarkt, an einem 
geschützten Arbeitsplatz oder in die höhere Bildung (Hoch-
schulen und Universitäten). 

Neben den Auflagen, die an das Alter und den Wohnort 
geknüpft sind, wird im Gesetzesentwurf ferner das Vorhan-
densein eines besonderen Bildungsbedarfs vorausgesetzt; so 
müssen die Anspruchsvoraussetzungen für die sonderpäda-
gogischen Massnahmen erfüllt sein und dieser Bildungsbe-
darf muss sich aus einer Störung oder Behinderung ergeben. 
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Berechtigung ein, auf einer bestimmten Stufe zu unterrich-
ten. Absatz 1 formalisiert die Unterrichtsberechtigung expli-
zit. Da der Anstellungsvertrag zugleich als Unterrichtsbe-
rechtigung gilt, kann ein zusätzliches Dokument und damit 
überflüssige Bürokratie vermieden werden.

Die Unterrichtsberechtigung endet selbstverständlich mit 
dem Ablauf der Vertragsdauer (Absatz 2). Der Entzug der 
Unterrichtsberechtigung stellt hingegen eine administrative 
Massnahme dar, die in der in Artikel 16 festgelegten Form 
für den gesamten Kanton gilt, auch wenn ein anderer Kanton 
sie ausgesprochen hat.

Art. 16: Entzug der Unterrichtsberechtigung 

Die Auflösung des Vertrags einer Lehrperson durch Entlas-
sung beendet deren Dienstverhältnis in einem bestimmten 
Schulkreis oder in einer bestimmten sonderpädagogischen 
Einrichtung. Die Lehrperson hat jedoch noch die Möglich-
keit, sich in einem anderen Schulkreis des Kantons, in einem 
anderen Kanton oder bei einer Privatschule zu bewerben. 
In manchen Fällen gibt es aber Entlassungsgründe, die so 
schwerwiegend sind, dass die EKSD eine konsequentere 
Massnahme treffen muss, nämlich den vorübergehenden 
oder endgültigen Entzug der Unterrichtsberechtigung für 
das gesamte Kantonsgebiet. Diese Gründe betreffen zum 
Beispiel Straftaten an Schülerinnen oder Schülern und 
Strafvergehen oder Verhaltensweisen, die in keiner Art und 
Weise mit der Funktion und den erwarteten Eigenschaften 
einer Lehrperson vereinbar sind oder welche der Sicherheit 
oder dem Ansehen der Schule schwerwiegend schaden kön-
nen. Es kann sich auch um erwiesene Suchtprobleme oder 
gravierende psychische Störungen handeln, die eine weitere 
Ausübung des Berufs verunmöglichen, dies trotz der Unter-
stützungsmassnahmen, die der betroffenen Person ange-
boten werden können. Diese Massnahme entspricht einem 
wichtigen öffentlichen Interesse am Schutz der Kinder sowie 
der Schule als sonderpädagogische Einrichtung. 

Der Entzug der Unterrichtsberechtigung darf nicht mit dem 
Entzug des Diploms gleichgesetzt werden, denn ein gesamt-
schweizerisch anerkanntes Diplom kann nur vom Kanton 
entzogen werden, der es ausgestellt hat. Es verfügen jedoch 
nicht alle Lehrpersonen über ein von der EKSD ausgestell-
tes Diplom. Im Übrigen würde ein Entzug des Diploms ver-
hindern, dass dessen Inhaberin oder Inhaber bei der Suche 
nach einer neuen Stelle ausserhalb des Schulwesens die eige-
nen Kenntnisse und Fähigkeiten geltend machen kann. Die 
Unterrichtsberechtigung hingegen kann sowohl den Inha-
berinnen und Inhabern von Diplomen, welche die EKSD 
ausgestellt hat, als auch den Inhaberinnen und Inhabern von 
Diplomen, die von anderen Stellen ausgestellt wurden, ent-
zogen werden und hat keinen Einfluss auf den Besitz dieser 
Ausweise.

werden, dies in enger Zusammenarbeit mit den Primarschul-
leitungen und OS-Schuldirektionen.

Art. 12: Leitungen der Sonderschulen

Die Leitungen der Sonderschulen sollten als Schulbehörden 
(Schulleiterinnen und Schulleiter, Schuldirektorinnen und 
Schuldirektoren) erachtet werden, damit sie für die Schüle-
rinnen und Schüler, welche die ihnen unterstellten Sonder-
schulen besuchen, ihre Befugnisse ausüben können. 

4. Kapitel: Sonderpädagogisches Fachpersonal

Art. 13: Grundausbildung

Diese Bestimmung ist dem Konkordat (Art. 9) entnommen, 
erläutert jedoch zusätzlich die Kompetenzen der EKSD für 
Berufe, für die auf interkantonaler oder nationaler Ebene 
keine offiziell anerkannte Bezeichnung besteht. 

Art. 14: Anstellung

Die schulischen Heilpädagoginnen und Heilpädagogen für 
den integrierten heilpädagogischen Stützunterricht sowie 
die Assistenzpersonen werden von der EKSD angestellt. 
Sie unterstehen der Gesetzgebung über das Staatspersonal 
und erfüllen ihre Aufgaben entsprechend den Grundsätzen 
des künftigen Gesetzes über die Sonderpädagogik und des 
Schulgesetzes (SchG). 

In Absatz 3 wird erläutert, dass die Kosten für die Anstel-
lung dieser Personen (Lohnkosten) gemäss Artikel 66 ff. des 
Schulgesetzes verteilt werden. Demnach tragen die Gemein-
den, nach Abzug des Anteils des Staates nach Artikel 67, 
sämtliche Kosten, die mit der Einrichtung und dem Betrieb 
einer Primarschule verbunden sind (Art. 66 SchG). Ebenso 
tragen sie, nach Abzug des Anteils des Staates nach Arti-
kel 72, sämtliche Kosten, die mit der Einrichtung und dem 
Betrieb ihrer Orientierungsschule verbunden sind (Art.  71 
SchG). 

Die an den sonderpädagogischen Einrichtungen tätigen 
Lehrpersonen und sonderpädagogischen Fachpersonen wer-
den von den betreffenden Institutionen angestellt (Abs.  4). 
Die sonderpädagogischen Einrichtungen können ihr Perso-
nal einem Gesamtarbeitsvertrag oder dem Gesetz über das 
Staatspersonal und seinen besonderen und ergänzenden 
Bestimmungen (z. B. Reglement für das Lehrpersonal, das 
der Direktion für Erziehung, Kultur und Sport untersteht, 
(LPR) unterstellen.

Art. 15: Unterrichtsberechtigung 

Das Lehrdiplom oder die Anstellung einer Lehrerin oder 
eines Lehrers schliesst stillschweigend die Gewährung einer 
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Art. 20: Datenweitergabe

Besonders schützenswerte Daten, die im Rahmen der im 
Gesetzesentwurf vorgesehenen Regelung erhoben werden, 
dürfen entsprechend den Grundsätzen des Datenschutzge-
setzes nur bekanntgegeben werden, insoweit sie für Dritte, 
die solche Daten erhalten, unbedingt nötig sind. Zudem ist 
die Datenweitergabe nur möglich, wenn dies einzig zum 
Wohle des unterstützungsbedürftigen Kindes oder der Schü-
lerin oder des Schülers geschieht. Das Schulgesetz und diese 
Gesetzesvorlage verpflichten die Schulleitungen (Schulleiter/
innen und Schuldirektor/innen der OS) sowie die Leitungen 
von Sonderschulen, für die Umsetzung und die Kontrolle der 
Unterstützungsmassnahmen zu sorgen. Diese Aufgabe könn-
ten sie nicht erfüllen, wenn sie keine spezifischen Auskünfte 
über die Bedürfnisse des zu betreuenden Kindes erhalten 
würden. Das Gleiche gilt für die Lehrpersonen, denen man 
Kinder anvertraut, die eine Massnahme erhalten, und die 
den Unterricht und die Betreuung an den besonderen Bedarf 
des Kindes anpassen sollen. Neben den oben erwähnten Per-
sonen gehören auch die Ärztinnen und Ärzte sowie Thera-
peutinnen und Therapeuten zu den «an der Betreuung betei-
ligten Fachpersonen».

In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass die beson-
deren Bestimmungen zum Berufsgeheimnis und Amtsge-
heimnis gegenüber unberechtigten Dritten, wie sie nament-
lich das Bundesgesetz über die Psychologieberufe und das 
Gesetz über das Staatspersonal vorsieht, anwendbar sind. 

In Absatz 3 werden die Bestimmungen der Kindesschutzge-
setzgebung vorbehalten, die verlangen, dass die Schule den 
Kindesschutzbehörden (Friedensgericht) meldet, wenn ein 
Kind Hilfe zu benötigen scheint.

Zweiter Titel: Organisation des 
Sonderpädagogischen Angebots

1. Kapitel: Leistungsanbieter

Art. 21: Organisation des Angebots

Die NFA hat dazu geführt, dass der Kanton nunmehr die 
alleinige Verantwortung für alle Fragen im Zusammenhang 
mit dem Sonderpädagogik-Konzept sowie für die Finanzie-
rungs- und Organisationsmodalitäten der mit der Sonder-
schulung verbundenen Leistungen trägt. 

Was die sonderpädagogischen Leistungen betrifft, ist der 
Kanton daher verpflichtet, im Rahmen des öffentlichen Bil-
dungsauftrags gemäss Artikel 62 Absätze 2 und 3 der Bun-
desverfassung den Bedürfnissen der Kinder Rechnung zu 
tragen. 

Diese Bestimmung soll die Bedarfsplanung in quantitativer 
und qualitativer Hinsicht im Gesetz verankern. Das Ver-
fahren für periodische Bedarfsanalysen soll sich nach dem 

Einzig die EKSD kann eine solche Massnahme aussprechen, 
auch gegenüber den Lehrpersonen der sonderpädagogischen 
Einrichtungen. 

Wird einer im Kanton Freiburg tätigen Lehrperson von 
einem anderen Kanton die Unterrichtsberechtigung entzo-
gen, so gilt diese Massnahme auch in unserem Kanton. Das 
gleiche gilt für Lehrpersonen, die in zwei Kantonen tätig sind. 

Gemäss Absatz 2 kann die Unterrichtsberechtigung erst 
nach dem Abschluss eines administrativen Verfahrens, das 
der Gesetzgebung über das Staatspersonal entspricht und 
damit auch das Recht auf Anhörung einschliesst, entzogen 
werden. Der Entzug kann auch dann erfolgen, wenn die Leh-
rerin oder der Lehrer aus einem der in Absatz 1 aufgeführten 
Gründe kündigt.

Absätze 3 und 4: Damit die anderen Kantone und die Privat-
schulen diesbezügliche Auskünfte ein-holen können, wird 
der Entzug der Unterrichtsberechtigung der EDK mitgeteilt, 
welche die betreffenden Personen in die interkantonale Liste 
der Lehrerinnen und Lehrer ohne Unterrichtsberechtigung 
einträgt. Aus Gründen der Rechtssicherheit und des Persön-
lichkeitsschutzes der betroffenen Lehrpersonen ist es zwin-
gend notwendig, dass nur diejenigen Personen in die Liste 
eingetragen werden können, denen die Unterrichtsberechti-
gung im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens rechtskräftig 
entzogen wurde und diese Massnahme somit nicht mehr 
anfechtbar ist. Dieser Eintrag erfolgt ausserdem unter Ein-
haltung der Grundsätze des Datenschutzgesetzes.

5. Kapitel: Datenschutz und Schutz der Privatsphäre

Art. 17: Datenerhebung

Diese Bestimmungen, die im Einklang mit dem Bundesge-
setz über den Datenschutz (DSG) stehen, sollen das Bearbei-
ten von Personendaten der Bezügerinnen und Bezüger von 
sonderpädagogischen Leistungen ermöglichen, wobei der 
Grundsatz der Verhältnismässigkeit zu berücksichtigen gilt, 
d. h. es werden nur Daten bearbeitet, die für die Anwendung 
des Gesetzes nötig und zweckmässig sind. 

Art. 18: Schutz der Privatsphäre

Dieser Artikel behandelt das Verbot, Informationen aus dem 
Privatbereich der Schülerinnen und Schüler oder ihrer Ange-
hörigen an unberechtigte Dritte weiterzugeben. 

Art. 19: Datenzugriff

Um eine gesetzeskonforme Datenbearbeitung zu gewährleis-
ten, wird der Zugriff auf diese Daten entsprechend den ein-
schlägigen Bestimmungen und Richtlinien der kantonalen 
Behörde geregelt.
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Diese sonderpädagogischen Einrichtungen sollen Schüle-
rinnen und Schüler aufnehmen, die aus den in Art. 6 dieses 
Gesetzesentwurfs genannten Gründen die Regelschule nicht 
besuchen können.

Art. 24: Sonderpädagogische Einrichtungen

Die Zusammenarbeit der betreffenden Leistungsanbieter mit 
dem Kanton ist für die sonderpädagogischen Einrichtungen, 
die sich auf Kantonsgebiet befinden, in Vereinbarungen (eine 
mehrjährige Rahmenvereinbarung und ein jährlicher Leis-
tungsvertrag) geregelt; für ausserkantonale sonderpädagogi-
sche Einrichtungen gilt die Interkantonale Vereinbarung für 
soziale Einrichtungen (IVSE). 

Für die privaten oder halböffentlichen Einrichtungen wer-
den in Absatz 2 sämtliche Bedingungen aufgezählt, die diese 
erfüllen müssen, um als sonderpädagogischen Institution 
anerkannt zu werden. Zudem nennt dieser Artikel einige 
betriebliche Modalitäten. 

Es dürfen nur private Einrichtungen anerkannt werden, die 
die Voraussetzungen für eine Bewilligung gemäss Artikel 15 
der Pflegekinderverordnung (PAVO) des Bundes erfüllen. 

Die EDK hat am 25. Oktober 2007 einheitliche Qualitätsstan-
dards zur Anerkennung von Leistungsanbietern im Bereich 
der Sonderpädagogik verabschiedet, auf deren Grundlage 
die Kantone die Leistungsanbieter anerkennen, deren Leis-
tungen von der öffentlichen Hand finanziert oder subventio-
niert werden; diese Bestimmung bezieht sich auf diese Qua-
litätsstandards. 

Gemäss diesen Kriterien werden Leistungsanbieter aner-
kannt, die:

>> über ein Angebot verfügen, das in der Art und im 
Umfang dem besonderen Bildungsbedarf und den 
Behinderungen der definierten Zielgruppe entspricht; 

>> für alle Kinder im Vorschulalter sowie Schülerinnen und 
Schüler eine diagnostisch begründete, kontinuierlich 
geführte und regelmässig auf ihre Wirksamkeit über-
prüfte individuelle Förderplanung gewährleisten; 

>> die Persönlichkeitsrechte der Kinder im Vorschulalter 
sowie Schülerinnen und Schüler wahren; 

>> den Einbezug der Erziehungsberechtigten sicherstellen; 
>> die Zusammenarbeit mit anderen beteiligten Fachper

sonen sichern; 
>> dem Angebot entsprechend über die nötigen Qualifi-

kationen beziehungsweise über qualifiziertes Personal 
verfügen; 

>> die Qualität der Leistungserbringung systematisch 
sichern und entwickeln; 

>> über eine Infrastruktur verfügen, die den Bedürfnissen 
der Kinder im Vorschulalter sowie der Schülerinnen und 

im Gesetz festgelegten Grundsätzen und Zielen richten. So 
haben integrative, indirekte Massnahmen sowie die Anpas-
sung des Umfelds zur Förderung der Integration Vorrang. 
Diese Bestimmung beruht auf einer ausgewogenen Vertei-
lung des Angebots durch eine entsprechende Zuweisung 
der verfügbaren Ressourcen. Dabei wird den Bedürfnissen 
sämtlicher Regionen des Kantons wie auch den bestehenden 
Einrichtungen Rechnung getragen. Auf diese Weise soll der 
Bedarf der Freiburger Bevölkerung gedeckt und gleichzei-
tig die Möglichkeiten der interkantonalen Zusammenarbeit 
genutzt werden.

Dieses Verfahren wird es erlauben, das bestehende Angebot 
zu erhalten, anzupassen, neu auszurichten oder auch neue 
Angebote zu entwickeln. Insbesondere bietet dieses Instru-
ment eine Handhabe, um zu bestimmen, ob und inwieweit es 
nötig ist, private Leistungsanbieter beizuziehen. Gegebenen-
falls kann damit auch der durch die Bevölkerungsentwick-
lung bedingte Bedarf nachgewiesen werden, ohne jedoch 
einen Automatismus einzuführen, da der Staatsrat bzw. der 
Grosse Rat für die Gewährung der diesbezüglichen Finanz-
mittel zuständig ist. 

Art. 22: Interkantonale Zusammenarbeit

Diese Bestimmung dient hauptsächlich dazu, das institutio-
nelle sonderpädagogische Angebot der verschiedenen Kan-
tone dank dieser Zusammenarbeit rationell zu nutzen.

Sie verweist zudem auf die wichtige Bedeutung der interkan-
tonalen Zusammenarbeit, besonders in denjenigen Betreu-
ungsbereichen, die nur eine geringe Zahl von Kindern im 
Vorschulalter oder von Schülerinnen und Schülern betreffen. 

Art. 23: Leistungsanbieter

Die sonderpädagogischen Leistungen werden durch den 
Staat, die Gemeinden und die von der EKSD anerkannten 
sonderpädagogischen Einrichtungen erbracht. 

Der Kanton kann auch private Leistungsanbieter zulassen, 
hauptsächlich im Vorschul- und im Nachschulbereich. 

Im Bereich des sonderpädagogischen Angebots, wie es 
im Sonderpädagogik-Konkordat festgelegt ist, haben die 
Gemeinden die Aufgabe, einen psychologischen, logopädi-
schen und psychomotorischen Dienst anzubieten (Art.  63 
Abs. 1 SchG). Sie können jedoch die Erfüllung dieser Aufgabe 
regionalen Zentren übertragen (Art. 63 Abs. 2 SchG).

2. Kapitel: Sonderpädagogische Einrichtungen und 
Leistungsverträge

Der Kanton Freiburg verfügt bereits seit vielen Jahren über 
ein gut ausgebautes, qualifiziertes Netzwerk von sonderpä-
dagogischen Einrichtungen, die Sonderschulen betreiben. 
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die Schülerinnen und Schüler der Abteilung A länger als bei 
den übrigen Schülerinnen und Schülern des Kantons.

Art. 25: Mehrjährige Rahmenvereinbarung

Die mehrjährige Vereinbarung bestimmt den allgemeinen 
Rahmen für die Zusammenarbeit der EKSD und der betref-
fenden sonderpädagogischen Institution hinsichtlich der 
sonderpädagogischen und stationären Leistungen für Schü-
lerinnen und Schülern mit besonderem Bildungsbedarf.

Diese Rahmenvereinbarung ist Bestandteil des Massnah-
menpakets, das die Autonomie von Schülerinnen und Schü-
lern mit einer Behinderung fördern, ihnen den Zugang zur 
Ausbildung und die Eingliederung in das soziale, wirtschaft-
liche und berufliche Leben erleichtern und ihnen Leistungen 
gewährleisten soll, die ihren Bedürfnissen gerecht werden. 

Art.26: Jährlicher Leistungsvertrag

Der jährliche Leistungsvertrag erläutert insbesondere das 
Ziel und den Zeck des Kantonsbeitrags, die effektiv erwar-
teten Leistungen, die Höhe des Kantonsbeitrags, die Berech-
nungsgrundlagen und -modalitäten, die an die Leistungs-
erbringer gestellten Bedingungen und Auflagen sowie die 
Konsequenzen bei deren Nichteinhaltung, dies gemäss der 
kantonalen Subventionsgesetzgebung. 

Im Jahresvertrag werden namentlich die zugesprochenen 
Mittel angegeben, wobei die Eigenmittel der sonderpäda-
gogischen Einrichtung sowie allfällige andere öffentliche 
oder private Subventionen, welche sie erhält, berücksichtigt 
werden, mit Ausnahme von zweckbestimmten Spenden, die 
entsprechend dem Willen der Spenderin oder des Spenders 
verwendet werden. 

Drittel Titel: Zugang zum Sonderpädagogischen 
Angebot

Art. 27: Vorschulbereich 

Das Gesuch um Massnahmen, die im Vorschulbereich ange-
boten werden, wird von den Eltern gestellt. Für die nieder-
schwelligen Massnahmen der heilpädagogischen Früher-
ziehung und der Psychomotorik muss das Gesuch beim 
Leistungsanbieter eingereicht werden, also beim Früherzie-
hungsdienst (FED), der darüber entscheidet. Für die ver-
stärkten Massnahmen der heilpädagogischen Früherziehung 
muss das Gesuch bei der unabhängigen Abklärungsstelle 
eingereicht werden. Diese gibt dem Sonderschulinspektorat 
ihre Empfehlung ab, das dann über das Gesuch entscheidet. 
Für die Logopädie wenden sich die Eltern vorgängig an eine 
anerkannte freischaffende Logopädin oder einen anerkann-
ten freischaffenden Logopäden und reichen dann gemeinsam 
ein Gesuch bei der für die Logopädie zuständigen Fachper-

Schüler entspricht sowie den angebotenen Massnahmen 
angepasst ist.

Darüber hinaus sind Einrichtungen, die die Unterbringung 
in einem Internat anbieten, den Anerkennungsvoraussetzun-
gen des Bundesgesetzes über die Institutionen zur Förderung 
der Eingliederung von invaliden Personen (IFEG) unterstellt. 

Leistungsanbieter im Vorschulbereich sind derzeit:

>> Früherziehungsdienst (FBD) der Stiftung Les Buis-
sonnets (Heilpädagogische Früherziehung HFE und 
Psychomotorik); 

>> Centre pédagogique pour élèves handicapés de la vue 
CPHV, Lausanne

>> Institut St. Joseph, Sprachheilschule;
>> Zentrum für Hören und Sprache Münchenbuchsee;
>> Stiftung für sehbehinderte und blinde Kinder und 

Jugendliche Zollikofen,

und für die obligatorische Schulzeit: 

>> Centre éducatif et pédagogique (CEP) in 
Estavayer-le-Lac

>> Centre d’Enseignement spécialisé et de Logopédie/Glâne 
(CESL/G) in Romont

>> Centre Scolaire et Educatif Clos Fleuri (CSER) in Riaz
>> Centre scolaire de Villars-Vert (CSVV) in Villars-sur-

Glâne
>> Classes d’Enseignement Spécialisé de la Gruyère 

(CENSG) in Bulle
>> Flos Carmeli – Sprachklassen in Freiburg
>> Schulheim – Les Buissonnets in Freiburg
>> Home-Ecole Romand (HER) – Les Buissonnets in 

Freiburg
>> Institut Les Peupliers in Le Mouret
>> Institut St. Joseph in Villars-sur-Glâne
>> ausserkantonale sonderpädagogische Einrichtungen 

Die Artikel des Schulgesetzes zu den allgemeinen Bestim-
mungen, zum allgemeinen Schulbetrieb, zu den Eltern 
sowie zu den Schülerinnen und Schüler gelten sinngemäss 
für die Sonderklassen der sonderpädagogischen Einrichtun-
gen. Diese Anwendung erfolgt sinngemäss, d. h. dass einige 
Bestimmungen an die besonderen Gegebenheiten der Son-
derpädagogik und an die Bedürfnisse der betroffenen Schü-
lerinnen und Schüler angepasst werden müssen. Zudem 
muss eine Ausnahmeregelung hinsichtlich der besonderen 
Anwendung des Schulkalenders für das Home-Ecole Romand 
der Stiftung Les Buissonnets möglich gemacht werden. Denn 
die in der Abteilung A betreuten schwerbehinderten Schüle-
rinnen und Schüler haben eine besondere Tagesstruktur, da 
sie auf kontinuierliche Therapien angewiesen sind, die vor 
Ort in enger Zusammenarbeit mit dem schulischen Bereich 
und den Wohngruppen durchgeführt werden. Daher muss 
die Organisation des Schuljahres an die Besonderheiten die-
ser Abteilung angepasst werden und der Schulkalender ist für 
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Art. 31: d) Unabhängige Abklärungsstelle

Die unabhängige Abklärungsstelle ist eine interdiszipli-
näre Instanz. Sie besteht aus Personen, die den schulischen 
Bereich und den pädagogisch-therapeutischen Bereich ver-
treten. Je nach Fall, den sie zu begutachten hat, kann sie Sach-
verständige (Ärztinnen/Ärzte, Therapiefachleute, andere 
Fachpersonen des Gesundheitswesens oder des Kindesschut-
zes) beiziehen. 

Ein und dieselbe unabhängige Abklärungsstelle begutachtet 
sämtliche Anträge für verstärkte sonderpädagogische Mass-
nahmen (VM) im Vorschul- und Nachschulbereich sowie 
während der obligatorischen Schulzeit. 

Gemäss dem Sonderpädagogik-Konkordat prüfen die Mit-
glieder der unabhängigen Abklärungsstelle die Anträge für 
verstärkte Massnahmen (VM) auf der Grundlage eines stan-
dardisierten Abklärungsverfahrens (SAV). Dieses Verfahren 
erlaubt es, die Bedürfnisse des Kindes bzw. der Schülerin oder 
des Schülers zu erfassen. Das standardisierte Abklärungsver-
fahren (SAV) bezieht dabei die Stärken und Schwächen des 
Kindes bzw. der Schülerin oder des Schülers mit ein, berück-
sichtigt aber ebenso die jeweilige Lebenssituation (familiäres 
und schulisches Umfeld). In dieser Hinsicht orientiert sich 
das SAV am Behinderungsbegriff der Weltgesundheitsorga-
nisation WHO. Die Anwendung dieses Verfahrens gewähr-
leistet eine Gleichbehandlung sämtlicher Anträge. Daraus 
ergeben sich Empfehlungen, welche Art von verstärkten 
Massnahmen (integrativ oder separativ) den Bedürfnissen 
des Kindes bzw. der Schülerin oder des Schülers am besten 
entsprechen. Ebenso folgt aus der Abklärung, welcher Leis-
tungsanbieter am geeignetsten ist und, im Fall von integ-
rativen Massnahmen, in welchem Umfang die Massnahme 
angezeigt ist. 

Art. 32: e) Entscheid, Verfügung und Neubeurteilung 
von verstärkten sonderpädagogischen Massnahmen 

Die unabhängige Abklärungsstelle gibt dem Sonderschulins-
pektorat ihre Empfehlung ab. Dieses setzt die Eltern darüber 
in Kenntnis, bevor es seinen Entscheid trifft. Der Entscheid 
wird anschliessend den Eltern sowie den Personen, die das 
Gesuch gestellt haben, mitgeteilt. 

Die verstärkten Massnahmen werden zunächst für einen 
bestimmten Zeitraum bewilligt und durch die unabhängige 
Abklärungsstelle in der Regel alle zwei Jahre mit einem ver-
einfachten Verfahren neu beurteilt (Abs. 2). Die Neubeurtei-
lung der Massnahme kann zur Weiterführung, Anpassung 
oder Einstellung der Massnahme führen. Unter sonderpäda-
gogischen Stützmassnahmen ist zum Beispiel die Anstellung 
einer Assistenzperson zu verstehen. 

son des Amtes ein. Diese erstellt eine klinische Abklärung 
und leitet diese an das Sonderschulinspektorat weiter, das 
über das Gesuch entscheidet. 

Art. 28: Obligatorische Schule a) Niederschwellige 
sonderpädagogische Massnahmen 

Die niederschwelligen sonderpädagogischen Massnah-
men (NM) werden an der Regelschule erbracht, welche die 
betreffenden Schülerinnen und Schüler besuchen. Es gilt das 
Schulgesetz. 

Art. 29: b) Verstärkte sonderpädagogische Massnahmen

Die verstärkten sonderpädagogischen Massnahmen (VM) 
für Kinder sowie Schülerinnen und Schüler mit einer Behin-
derung können in Form einer integrierten Schulung ab Schu-
leintritt bis zum Ende der obligatorischen Schule angeboten 
werden. Sie können auch in Form einer Sonderschulung 
bewilligt werden, und zwar ab Schuleintritt bis zum Alter 
von 18 Jahren, in Ausnahmefällen bis 20 Jahren.

Art. 30: Art. c) Zugang zu verstärkten 
sonderpädagogischen Massnahmen

Die Eltern ersuchen die unabhängige Abklärungsstelle um 
verstärkte sonderpädagogische Massnahmen. Dieser Antrag 
wird durch die Unterschrift der Eltern bestätigt. Die Lehr-
personen reichen die Anträge für verstärkte Massnahmen 
in Absprache mit den Eltern und den Therapiefachleuten 
nach einem von der EKSD festgelegten Verfahren ein. Die 
Anträge für verstärkte Massnahmen werden durch eine von 
der Schule (Regel- und Sonderschule) unabhängige Abklä-
rungsstelle bearbeitet. Dadurch ist das Vier-Augen-Prinzip 
gewährleistet. Dies wird zudem vom Sonderpädagogik-Kon-
kordat verlangt, um zu vermeiden, dass der Leistungserbrin-
ger gleichzeitig Entscheidungsträger ist. 

Ausnahmsweise können auch die Fachpersonen, welche 
die Schülerin oder den Schüler betreuen (einschliesslich 
der medizinischen Instanzen), ohne Einbezug der Eltern 
den Antrag stellen. Es handelt sich hier um eine subsidiäre 
Zuständigkeit für Ausnahmefälle, zu der nur als letztes Mit-
tel gegriffen werden soll, wenn der besondere Bildungsbedarf 
der Schülerin oder des Schülers klar erwiesen ist, die Eltern 
jedoch jegliche Schritte zur Gewährung einer sonderpädago-
gischen Unterstützungsmassnahme verweigern. 

Erhält die unabhängige Abklärungsstelle einen solchen 
Antrag, leitet sie diesen an das Sonderschulinspektorat weiter, 
das gegebenenfalls die für die Beurteilung durch die unab-
hängige benötigten Bilanzberichte und Diagnosen anordnen 
kann, auch gegen den Willen der Eltern. In diesem Fall gehen 
die Kosten für diese Abklärungen zulasten des Staates.
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verfügbaren Unterstützungsmassnahmen zu erhöhen. Nach 
Artikel  51 des Schulgesetzes sind die Schulleiterinnen und 
Schulleiter der Primarschule und die Schuldirektorinnen 
und Schuldirektoren der Orientierungsschule verantwort-
lich für die Personalführung. Daher unterstehen die an der 
Regelschule tätigen schulischen Heilpädagoginnen und Heil-
pädagogen, die dem Staatspersonal angehören, ebenfalls der 
Primarschulleitung bzw. der Schuldirektion der OS. 

Die Klassenlehrperson ist im Rahmen ihres Unterrichts-
auftrags verantwortlich für die Führung der Klasse, der die 
Schülerin oder der Schüler mit besonderem Bildungsbedarf 
angehört. Dabei trägt sie den Bedürfnissen der Schülerin 
oder des Schülers Rechnung, damit dieses in der Klasse und 
in der Schule bei allen Lernprozessen und schulischen Anläs-
sen einbezogen wird. 

Die schulischen Heilpädagoginnen und Heilpädagogen sind 
zuständig für die Förderplanung der Schülerin oder des 
Schülers mit besonderem Bildungsbedarf. Sie sorgen für die 
nötigen Anpassungen, damit die Ziele dieses Plans erreicht 
werden. Bei einer verstärkten sonderpädagogischen Mass-
nahme (VM) ist der individuelle Förderplan Teil der Gesamt-
förderung. Ausserdem sind sie verantwortlich für die Unter-
stützung und Beratung der Lehrpersonen der Regelschule. 

Die Primarschulleitungen oder Schuldirektionen der OS 
setzen sich dafür ein, dass allen Schülerinnen und Schülern 
mit Respekt und Wertschätzung begegnet und der Wert der 
Heterogenität geschätzt wird. Sie sorgen zudem für die not-
wendigen Anpassungen, damit die Schülerinnen und Schü-
ler mit besonderem Bildungsbedarf in der Schule teilhaben 
können. 

Die im Bereich der Sonderpädagogik tätigen pädagogischen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die pädagogisch-thera-
peutischen Fachpersonen sowie die Psychologinnen und 
Psychologen der EKSD bieten Schulinspektoraten, Primar-
schulleitungen und Schuldirektionen der OS, Klassenlehr-
personen, schulischen Heilpädagoginnen und Heilpäda-
gogen, Therapeutinnen und Therapeuten sowie sämtlichen 
Personen, die mit Schülerinnen und Schülern mit besonde-
rem Bildungsbedarf zu tun haben, Hilfe, Unterstützung und 
Beratung an. Sie tragen dafür Sorge, dass den besonderen 
Bedürfnissen der betroffenen Schülerinnen und Schüler 
sowie jenen der verschiedenen Partner Rechnung getragen 
wird. Diese Unterstützungsmassnahmen beziehen auch die 
Direktionen und das Personal der Sonderschulen mit ein.

Art. 36: Nachschulbereich 

Im 6. Kapitel des Sonderpädagogik-Konzepts werden die 
Modalitäten der Organisation und des Angebots im Nach-
schulbereich beschrieben. Der Übergang von der obligato-
rischen in die nachobligatorische Schulzeit wird bei allen 
Schülerinnen und Schülern, die verstärkte sonderpäda-

Art. 33: f) Förderplan 

In diesem Artikel wird der Grundsatz der Erstellung eines 
«individuellen Förderplans» für alle Schülerinnen und Schü-
ler, denen verstärkte Massnahmen gewährt werden, veran-
kert. Damit soll auf alle Fälle sichergestellt werden, dass ihre 
weitere Entwicklung gefördert wird und sie während ihrer 
gesamten Schulzeit individuell und interdisziplinär beglei-
tet werden. Dieser individuelle Förderplan umfasst sowohl 
unterrichtsbezogene Aspekte und die notwendigen Anpas-
sungen des Unterrichtsprogramms wie auch pädagogisch-
therapeutische Angaben und erzieherische Massnahmen. 

Art. 34: g) Individueller Übergangsplan 

Für alle Schülerinnen und Schüler, die verstärkte sonder-
pädagogische Massnahmen erhalten, wird ein individuel-
ler Übergangsplan erarbeitet. Dies geschieht zwei Jahre vor 
Ende der obligatorischen Schulzeit und hat zum Ziel, ihre 
Fähigkeiten und Stärken bestmöglich auf die Erwartungen 
und Anforderungen des offenen oder geschützten Arbeits-
marktes oder der nachfolgenden Schulstufe auszurichten. 
Für die Erarbeitung dieses individuellen Übergangsplans ist 
die Invalidenversicherung zuständig. In Fällen, auf welche 
die IV nicht eintritt, übernimmt die Fachstelle Berufsbera-
tung («Cellule d’orientation professionnelle spécifique») die 
Federführung. Der Staat richtet für die betroffenen Schüle-
rinnen und Schüler Angebote zur beruflichen Eingliederung 
ein. Sind die Schülerinnen und Schüler mit Behinderung in 
die Regelschule integriert, werden sie von den Berufsberate-
rinnen und Berufsberater des Amts für Berufsberatung und 
Erwachsenenbildung (BEA) betreut. Besuchen sie hingegen 
eine sonderpädagogische Einrichtung, so übernehmen in der 
Regel die Beraterinnen und Berater der kantonalen IV-Stelle 
diese Aufgabe.

Für Schülerinnen und Schüler, denen ein Nachteilsausgleich 
gewährt wird, muss ebenfalls ein Übergangsplan für den 
Übertritt von der obligatorischen Schule in den Nachschul-
bereich erstellt werden.

Art. 35: Art. h) Umsetzung und Begleitung von 
verstärkten sonderpädagogischen Massnahmen 

Die Umsetzung integrativer sonderpädagogischer Massnah-
men fällt in den Zuständigkeitsbereich der Schulleitung der 
Primarschule oder der Schuldirektion der Orientierungs-
schule und wird von diesen mit der schulischen Heilpäda-
gogin bzw. dem schulischen Heilpädagogen koordiniert. Die 
Anwendung geschieht durch das pädagogische Team an der 
Schule. Eine enge Zusammenarbeit zwischen den Lehrper-
sonen und den Fachpersonen, die solche Unterstützungs-
massnahmen leisten, sowie mit dem Sonderschulinspektorat 
ist unerlässlich. Die Primarschulleitungen, die Schuldirek-
tionen der OS und die pädagogischen Teams sind bestrebt, 
die Tragfähigkeit der Klasse und der Schule mit sämtlichen 
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Es sei darauf hingewiesen, dass der Bereich «Menschen 
mit Behinderung und sonderpädagogische Institutionen» 
im Rahmen der Arbeiten zur Aufgabenentflechtung zwi-
schen Staat und Gemeinden (DETTEC) analysiert wurde. 
Gegenwärtig teilen sich der Staat und die Gemeinden die 
Finanzierung der Sonderpädagogik. Die in diesem Entwurf 
vorgeschlagene Aufteilung der Finanzierung könnte sich 
daher eventuell mit der Zeit im Rahmen der Umsetzung der 
DETTEC gleich entwickeln, wie die Finanzierung der gesam-
ten obligatorischen Schule.

Art. 38: Weitere Leistungen

Die Kosten der Massnahmen der heilpädagogischen Früher-
ziehung gehen zu 45% zulasten des Staates und zu 55% zulas-
ten der Gemeinden.

Die Kosten der von anerkannten freischaffenden Leistungs-
anbietern erbrachten pädagogisch-therapeutischen Mass-
nahmen der Logopädie im Vorschul- und Nachschulbereich 
sowie gegebenenfalls während der obligatorischen Schulzeit 
werden zu 45% vom Staat und zu 55% von den Gemeinden 
getragen.

Die Kosten der von freischaffenden Leistungsanbietern 
erbrachten pädagogisch-therapeutischen Massnahmen der 
Psychomotorik im Vorschul- und Nachschulbereich werden 
zu 45% vom Staat und zu 55% von den Gemeinden getragen.

Werden die pädagogisch-therapeutischen Massnahmen für 
Schülerinnen und Schüler der Regelschule von den Schul-
diensten erbracht, so werden sie gemäss den Bestimmungen 
des Schulgesetzes vom Kanton und den Gemeinden finan-
ziert. 

Art. 39: Ausserkantonale Leistungsanbieter

Die von anderen Kantonen erbrachten Leistungen werden 
nach den in den Vereinbarungen unter den Kantonen festge-
legten Modalitäten, also nach den Bestimmungen der Inter-
kantonalen Vereinbarung vom 13. Dezember 2002 für sozi-
ale Einrichtungen, dem dazugehörigen Reglement und den 
diesbezüglichen Richtlinien finanziert. 

Die Kosten dieser Leistungen werden zu 45% vom Staat und 
zu 55% von den Gemeinden getragen.

Art. 40: Aufteilung auf die Gemeinden

Die Aufteilung des Anteils (55%), der zulasten sämtlicher 
Gemeinden geht, erfolgt entsprechend ihrer zivilrechtlichen 
Bevölkerung, so wie es gegenwärtig gehandhabt wird.

gogische Massnahmen erhalten und die Kriterien für die 
Weiterführung ihrer Ausbildung in der höheren Sekundar-
stufe erfüllen, intensiv und interdisziplinär begleitet. In rein 
finanzieller Hinsicht übernimmt der Kanton nicht mehr die 
Kosten der Unterstützungsmassnahmen, welche die Schüle-
rinnen und Schüler benötigen. Die Finanzierung der Unter-
stützungsmassnahmen für die nachobligatorische Ausbil-
dung wird von der Invalidenversicherung (IV) übernommen, 
ausser für die Schülerinnen und Schüler, die ihre schulische 
Ausbildung gemäss Artikel 38 Abs. 4 dieses Gesetzesentwurfs 
in einer sonderpädagogischen Einrichtung verlängern. Denn 
die Mittelschulen liegen ausserhalb des Geltungsbereichs 
der NFA und des Sonderpädagogik-Konkordats. Unterstüt-
zungsleistungen für die Ausbildung müssen die Eltern daher 
bei der Invalidenversicherung beantragen. Im Sonderpäda-
gogik-Konzept ist jedoch vorgesehen, dass die im Bereich der 
Sonderpädagogik tätigen pädagogischen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, pädagogisch-therapeutischen Fachperso-
nen sowie Psychologinnen und Psychologen der EKSD Schu-
linspektoraten, Primarschulleitungen und OS-Schuldirekti-
onen, Klassenlehrpersonen sowie sämtlichen Personen, die 
mit Schülerinnen und Schülern mit besonderem Bildungsbe-
darf zu tun haben, Hilfe, Unterstützung und Beratung anbie-
ten, um einen guten Übergang von der obligatorischen in die 
nachobligatorische Ausbildung zu gewährleisten. 

Die Massnahmen, die im Nachschulbereich angeboten wer-
den können, werden von den Eltern beantragt. Für die Logo-
pädie und die Psychomotorik wenden sich die Eltern vorab 
an eine für den jeweiligen Bereich anerkannte Fachperson 
und reichen dann gemeinsam mit dieser ein Gesuch bei der 
für die Logopädie bzw. die Psychomotorik zuständigen Fach-
person des Amtes ein. Diese gibt eine Empfehlung zuhanden 
des Sonderschulinspektorats ab, das über das Gesuch ent-
scheidet. 

Für eine Verlängerung der Schulzeit in einer sonderpädago-
gischen Einrichtung muss das Gesuch bei der unabhängigen 
Abklärungsstelle eingereicht werden. Diese erstellt eine klini-
sche Abklärung und leitet diese an das Sonderschulinspekto-
rat weiter, das dann über das Gesuch entscheidet. 

Vierter Titel: Finanzierung des sonderpädagogischen 
Angebots

Art. 37: Anerkannte sonderpädagogische Einrichtungen 

Der Staat und die Gemeinden übernehmen das vom Staat 
zugelassene Betriebsdefizit der von ihm anerkannten son-
derpädagogischen Einrichtungen. Sie beteiligen sich an der 
Finanzierung der Investitionskosten, indem sie den Zinsauf-
wand und die Abschreibungen in der Betriebsrechnung der 
Einrichtungen berücksichtigen. Der Anteil der öffentlichen 
Hand beträgt 45% zulasten des Kantons und 55% zulasten 
der Gemeinden.



46

46 22 décembre 2011

fen. Betrifft ein Entscheid eine Schülerin oder ein Schüler, 
ohne deren oder dessen Stellung zu beeinträchtigen, besteht 
keine Einsprachemöglichkeit, so etwa gegen die Anordnung 
von Bilanzberichten und Diagnosen durch das Schulinspek-
torat aufgrund von Artikel 30 Abs. 4. In diesem Fall können 
sich Eltern einzig nach Artikel 47 beschweren, sofern die 
Bedingungen dieser Bestimmung erfüllt sind. 

Dabei ist zu beachten, dass eine allfällige Beschwerde gemäss 
Rechtsprechung des Bundesgerichts im Bereich der Schule 
in der Regel keine aufschiebende Wirkung hat. Das bedeutet, 
dass der angefochtene Entscheid ungeachtet dem Einreichen 
einer Beschwerde Wirkung entfaltet, sofern die EKSD nichts 
anderes beschliesst.

Art. 45: Entscheide der Gemeinde

Diese Bestimmung bezieht sich auf Artikel 131 und 153 ff. des 
Gesetzes über die Gemeinden. So kann gegen die Entscheide 
eines Gemeinderates oder des Vorstands eines Gemeinde-
verbands beim Oberamtmann Einsprache erhoben werden 
(Art. 153 Abs. 1 GG), sofern ein Reglement nicht vorgängig 
den Einspracheweg beim Gemeinderat oder beim Vorstand 
des Gemeindeverbands vorsieht (Art. 153 Abs. 3 GG). 

Art. 46: Verwaltungsstreitigkeiten

Diese Bestimmung (Abs. 1) bezieht sich auf Artikel 157 des 
Gesetzes über die Gemeinden. 

Um alle möglichen Streitfälle zu berücksichtigen, sieht 
Absatz 2 bei Streitigkeiten zwischen Gemeindebehörden und 
Sonderschulinspektorinnen bzw. Sonderschulinspektoren 
oder zwischen einer sonderpädagogischen Einrichtung und 
einer Sonderschulinspektorin bzw. einem Sonderschulins-
pektor ein besonderes Rechtsmittel an die EKSD vor. 

Art. 47: Aufsichtsbeschwerde der Eltern

Der erste Absatz ermöglicht es den Eltern, Aufsichtsbe-
schwerde gegen Versäumnisse von Lehrpersonen, des lei-
tenden Organs einer sonderpädagogischen Institution oder 
einer Sonderschulinspektorin bzw. eines Sonderschulins-
pektors zu erheben, wenn Einsprache und Beschwerde nicht 
möglich sind. Der Beschwerdeweg steht jedoch nur gegen 
Handlungen oder Unterlassungen offen, welche die Eltern 
oder ihr Kind persönlich und schwerwiegend beeinträchti-
gen und gegen das Gesetz oder die Reglemente verstossen. 

Eine Aufsichtsbeschwerde kann nur eingereicht werden, 
wenn allfällige interne Rechtsmittel der sonderpädagogi-
schen Einrichtungen wie die Einsprache oder Beschwerde 
ausgeschöpft worden sind. 

Mit einer Aufsichtsbeschwerde (Abs.  3) kann die Schulbe-
hörde gegebenenfalls veranlasst werden, Massnahmen gegen 

Art. 41: Zahlung

Der Staat zahlt sämtliche Schulkosten, d. h. er erbringt 
Vorschussleistungen. Er zieht regelmässig die von jeder 
Gemeinde geschuldeten Beträge ein.

Art. 42: Finanzielle Beteiligung der Eltern oder der 
volljährigen Schülerinnen und Schülern

Diese Bestimmung schafft eine gesetzliche Grundlage, die es 
erlaubt, für Leistungen, die ausserhalb des schulischen Rah-
mens im eigentlichen Sinn erbracht werden, von den Eltern 
oder den volljährigen Schülerinnen und Schülern oder gege-
benenfalls von ihrem Vormund eine finanzielle Beteiligung 
zu verlangen.

Somit findet Artikel 10 Absatz 3 SchG zum einen direkt 
Anwendung in Fällen, wo die Schülerinnen und Schüler in 
der Regelschule integriert bleiben, und zum anderen, mit 
Verweis, für die in sonderpädagogischen Einrichtungen 
betreuten Schülerinnen und Schüler. Sind die Schülerin-
nen und Schüler im Internat untergebracht, kann auch eine 
finanzielle Beteiligung an den Unterkunftskosten verlangt 
werden. Eine finanzielle Beteiligung der Eltern kann zudem 
ebenfalls verlangt werden für die Kosten der Betreuung in 
einer Tagesschuleinrichtung.

Die betreffenden Leistungen werden im Reglement festgelegt, 
ebenso der Anteil an den Kosten der Leistungen, der verrech-
net werden kann; dies in Anlehnung an den Beschluss des 
Staatsrats vom 19. Dezember 2000 über die Kostenbeteili-
gung der in Sonderheimen untergebrachten Personen (SGF 
834.1.26). 

Fünfter Titel: Rechtsmittel

Art. 43: Einsprache gegen einen Entscheid der 
Lehrpersonen oder der sonderpädagogischen 
Einrichtung

Betrifft ein Entscheid eine Schülerin oder ein Schüler, ohne 
deren oder dessen Stellung zu beeinträchtigen (zum Beispiel 
die Verweigerung eines Urlaubs oder die Verhängung einer 
erzieherischen Massnahme), so ist keine Einsprache möglich. 
In diesem Fall kann der Entscheid einzig nach Artikel 47 
angefochten werden, sofern die Bedingungen dieser Bestim-
mung erfüllt sind. Wichtig ist, dass Beschwerden raschmög-
lich behandelt werden, damit die Eltern unverzüglich wissen, 
woran sie sich zu halten haben.

Art. 44: Beschwerde gegen einen Entscheid der 
Sonderschulinspektorin oder des Sonderschulinspektors 

Als Entscheide der Sonderschulinspektorinnen und Sonder-
schulinspektoren gelten Verfügungen auf Einsprache oder 
Entscheidungen, die sie gemäss der Schulgesetzgebung tref-
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der Praxis durch den Übertritt von Schülerinnen und 
Schülern in eine Sonderschule) eine entsprechende 
Erhöhung des Angebots in den Sonderschulen nach sich 
ziehen. Die Anwendung dieses Grundsatzes bedingt eine 
Bedarfsanalyse der Einrichtung, welche die Schüle-
rinnen und Schüler aufnimmt. Dieser Grundsatz wird 
demnach nicht automatisch angewendet. Die dadurch 
frei werdenden Ressourcen können je nach Bedarf 
umverteilt werden. 

>> Die Zusammenarbeit der betreffenden Leistungsanbieter 
und des Kantons wird in Vereinbarungen geregelt. Diese 
beinhalten eine mehrjährige Rahmenvereinbarung 
und einen jährlichen Leistungsvertrag. Die Gemeinden 
regeln weiterhin ihre Zusammenarbeit mit den Leis-
tungsanbietern. Es steht ihnen frei, diesen juristischen 
Rahmen anzuwenden. 

>> Die Zusammenarbeit mit den Sonderschulen wird eben-
falls in Vereinbarungen geregelt. Der Betrag, der jeder 
Schule gewährt wird, wird beim Abschluss der indivi-
duellen Leistungsverträge gestützt auf eine grundsätz-
liche Mittelausstattung festgelegt, die sich zum einen 
nach der Typologie der aufgenommenen Schülerinnen 
und Schüler sowie allfälliger Begleitstörungen und zum 
anderen nach den erbrachten Leistungen richtet. 

3.1.	Heilpädagogische Früherziehung (HFE)

Das dem Früherziehungsdienst gegenwärtig gewährte Bud-
get bleibt unverändert. Für die HFE sind keine zusätzlichen 
Budgetmittel vorgesehen. Es gibt somit keine finanziellen 
Auswirkungen. Die EKSD legt die Aufteilung des Budgets auf 
niederschwellige und verstärkte sonderpädagogische Mass-
nahmen im Leistungsvertrag mit dem Früherziehungsdienst 
fest.

3.2.	Pädagogisch-therapeutische 
Massnahmen der Logopädie und 
der Psychomotorik

Das gegenwärtig bereitgestellte Budget für die freischaf-
fenden Leistungsanbieter bleibt unverändert. Es gibt somit 
keine finanziellen Auswirkungen. Das namentlich für Prä-
ventionsmassnahmen der Logopädie im Vorschulbereich 
vorgesehene Jahresbudget soll mittels Leistungsvertrag mit 
anerkannten freischaffenden Logopädinnen und Logopäden 
verwendet werden. 

Der Früherziehungsdienst wird künftig im Vorschulbereich 
auch psychomotorische Behandlungen übernehmen. Daher 
soll eine Psychomotoriktherapeutin oder ein Psychomoto-
riktherapeutin zu 0,2 VZÄ angestellt werden.

bestimmte Personen zu treffen. Die Behörde muss jedoch die 
beschwerdeführende Partei nicht über allenfalls getroffene 
Massnahmen informieren. Sie muss ihr aber mitteilen, ob 
ihre Aufsichtsbeschwerde gerechtfertigt ist. 

Kosten, wie diejenigen für Auslagen im Zusammenhang 
mit der Instruktion der Aufsichtsbeschwerde, können dem 
Urheber einer leichtfertig oder missbräuchlich erhobenen 
Aufsichtsbeschwerde auferlegt werden (Abs. 4). 

Die beschwerdeführende Partei kann gegen einen Entscheid 
über die Auferlegung der Auslagen sowie einen Entscheid 
über die Unzulässigkeit oder Nichtigkeit der Aufsichtsbe-
schwerde Beschwerde erheben (gemäss Abs. 5). 

Es obliegt dem Staatsrat, die Einzelheiten der Aufsichtsbe-
schwerde zu regeln (Abs. 6).

Sechster Titel: Übergangs‑ und 
Schlussbestimmungen

Keine Kommentare

3.	 Finanzielle und personelle Auswirkungen

Die Gesetzesvorlage über die Sonderpädagogik soll in 
Abstimmung mit dem neuen Schulgesetz und dem dazugehö-
rigen Ausführungsreglement eingeführt werden. Die Umset-
zung der Gesetzesvorlage ist im Zeitraum 2017 bis  2019 
geplant und wird von den finanziellen Möglichkeiten des 
Staates abhängen. In diesem Abschnitt werden zunächst die 
allgemeinen Grundsätze für die Finanzierung erläutert und 
anschliessend die finanziellen und personellen Auswirkun-
gen der Gesetzesvorlage für die einzelnen Bereiche dargelegt.

Für die Finanzierung werden folgende Grundsätze festgelegt:

>> Die der Sonderpädagogik zugewiesenen Mittel werden 
auf der Grundlage des Jahresbudgets für die Ämter für 
Unterricht bestimmt. 

>> Bei der Aufteilung der Mittel zwischen Kindern sowie 
Schülerinnen und Schülern werden je nach Dringlich-
keit und Wichtigkeit ihrer Bedürfnisse, wie sie von der 
unabhängigen Abklärungsstelle festgestellt wurden, 
Prioritäten gesetzt. 

>> Der Gesamtbetrag dieser Mittel soll von Jahr zu Jahr 
stabil bleiben und der Entwicklung der Gesamtschüler-
zahl folgen. 

>> Nach Möglichkeit wird ein ausgewogenes Verhältnis 
angestrebt: Jede Verringerung des Angebots in den 
Sonderschulen (dies erfolgt in der Praxis durch den 
Übertritt von Schülerinnen und Schülern in die Regels-
chule) hat eine entsprechende Erhöhung des sonder-
pädagogischen Angebots an der Regelschule zur Folge. 
Umgekehrt sollte jede Verringerung des sonderpäda-
gogischen Angebots an der Regelschule (dies erfolgt in 
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3.3.3.	 Unterstützung bei Lernstörungen (Lese- 
und Rechtschreibschwäche)

Ergänzt wird das Massnahmenpaket des Konzepts durch 
eine Stellenaufstockung um 0,35 VZÄ zur Verstärkung der 
Unterstützung der Regelschule bei Lernstörungen (Lese- und 
Rechtschreibschwäche). 

3.3.4.	 Pädagogisch-therapeutisches Angebot 
(Logopädie, Psychomotorik und 
Schulpsychologie) 

Der Betrag, den der Staat den Gemeinden für die Schul-
dienste gewährt, wird pauschal berechnet. Gegenwärtig 
wurden folgende Dotationen festgelegt: 1 VZÄ in Logopädie 
für 660 Schülerinnen und Schüler, 1 VZÄ in Psychologie für 
1100 und 1 VZÄ in Psychomotorik für 3300.

Das Finanzierungssystem der Schuldienste soll überarbeitet 
werden. Dieses soll künftig auf einem Pauschalbetrag basie-
ren, der entsprechend der Kosten pro Stunde nach Leistungs-
art und der insgesamt zulässigen Anzahl Stunden pro Leis-
tungsart bemessen wird, gewichtet mit der Anzahl Schüler/
innen pro Schulstufe.

Die Personaldotation der Schuldienste wird um 0,4 VZÄ 
erhöht, um die pädagogische Leitung in den Schuldiensten 
zu verstärken.

3.4.	Nachschulbereich

3.4.1.	 Sonderpädagogische Massnahmen 
an den Mittelschulen

Für die weiterführenden Schulen (allgemein- und berufsbil-
dende Sekundarstufe 2) ist ein jährlicher Finanzrahmen von 
CHF 50 000 vorgesehen. Dieser dient zur Deckung der von 
der IV nicht gedeckten Kosten, die durch die Aufnahme von 
Schülerinnen und Schüler mit besonderem Bildungsbedarf 
entstehen, sowie der Kosten allfälliger Pensenentlastungen. 

3.4.2.	 Pädagogisch-therapeutische 
Massnahmen der Logopädie und 
Psychomotorik

Das gegenwärtig bereitgestellte Budget für die freischaffen-
den Leistungsanbieter bleibt unverändert. Es sollen Leis-
tungsverträge mit den anerkannten Leistungsanbietern 
abgeschlossen werden. 

3.4.3.	 Schulischer Übergang – Berufsberatung

Zur Verstärkung der Berufsberatung von integrierten Schü-
lerinnen und Schülern, die keine IV-Leistungen erhalten, 
wird beim BEA eine Berufsberaterin bzw. ein Berufsberater 
zu 1,00 VZÄ angestellt. 

3.3.	Obligatorische Schulzeit

3.3.1.	 Sonderpädagogische Massnahmen

Das Grundangebot an niederschwelligen sonderpädagogi-
schen Massnahmen wird von schulischen Heilpädagogin-
nen und Heilpädagogen erbracht (mit einer Stellendotation 
von 99,44 VZÄ am 1. Januar 2014). Nicht enthalten in dieser 
Dotation sind: Sämtliche pädagogischen Stützmassnahmen, 
die von Schulleitungen und Schuldirektionen genehmigt 
werden (sprachlicher und fachlicher Stützunterricht, Grup-
pierung von Schülerinnen und Schülern mit besonderen 
Begabungen, Massnahmen für verhaltensauffällige Schüle-
rinnen und Schüler usw.).

Die verstärkten sonderpädagogischen Massnahmen werden 
von den schulischen Heilpädagoginnen und Heilpädago-
gen der heutigen Integrationsdienste (Fondation Glânoise 
CESL/G-SI Romont und ID Schulheim Les Buissonnets) 
sowie den vom Kanton angestellten Lehrpersonen für 
den integrierten heilpädagogischen Stützunterricht (der-
zeit unter «integrierter heilpädagogischer Stützunterricht 
[i-HSU]  SoA1») erbracht. Für die Deckung des Bedarfs an 
VM braucht es insgesamt 80,22 VZÄ, wovon 67,59 VZÄ 
bereits im Budget 2014 eingetragen sind. Es müssen somit 
12,63 VZÄ2 für die Sonderpädagogik geschaffen werden (im 
Finanzplan des Staates 2015–2018 sind bereits 4,21 VZÄ für 
2016 und 4,21 VZÄ für 2017 vorgesehen).

Der Wechsel der bei den Integrationsdiensten der Fondation 
glânoise CESL/G-SI Romont und des Schulheims Les Buis-
sonnets beschäftigten schulischen Heilpädagoginnen und 
Heilpädagogen zum Kanton (insgesamt 57,22 VZÄ) wird 
eine Verringerung des jährlichen Kantonsbeitrags an die 
Sonderschulen zur Folge, da die beiden Dienste kantonali-
siert werden. Diese Verringerung wird auf 8  400  540 CHF 
veranschlagt (Basis Voranschlag 2014). Nicht enthalten in 
dieser Dotation sind: die Förderzentren in den Bereichen Seh- 
und Hörbehinderung

3.3.2.	 Assistenzpersonen 

Das Konzept sieht die Anstellung von Assistenzpersonen vor, 
und zwar dotiert mit 12 VZÄ Fachangestellte Betreuung.

1	 Bei diesen Stellen für den Stützunterricht («Stützunterricht SoA») entspricht die 
Personaldotation in Wirklichkeit bereits derjenigen, die dem SoA für sonderpäda-
gogische Unterstützungsmassnahmen zur Verfügung stehen, und zwar für Unter-
richtseinheiten, die insgesamt 23 VZÄ entsprechen (Budget in Franken). Zieht man 
davon die effektiv im Voranschlag 2014 eingetragenen 10,37 VZÄ ab, so müssen die 
Stellen um 12,63 VZÄ erhöht werden. Diese Dotation von 12,63 VZÄ entspricht 
somit der Schaffung der für die Sonderpädagogik vorgesehenen Stellendotation.
2	 Siehe Fussnote Nr. 2.
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3.5.	Finanzielle und personelle Auswirkungen

Die gesamten finanziellen und personellen Auswirkungen 
werden in den nachfolgenden Übersichtstabellen (aus dem 

Konzept) dargestellt, ausgehend von der Annahme, dass 
das Gesetz am 1. August 2016 in Kraft treten werde. Da das 
Gesetz nun später in Kraft treten wird, verschieben sich die 
in den Tabellen angegebenen Daten entsprechend.

3.5.1.	 Übersicht und Planung neuer Stellen

Die Umsetzung der Gesetzesvorlage bedingt die Schaffung folgender Arbeitsstellen: 

3.5.2.	 Kantonalisierung der Integrationsdienste

Die Übertragung der 57,22 VZÄ aus den Integrationsdiens-
ten (schulische Heilpädagogen/innen und pädagogische Lei-

ter/innen) hat eine Kürzung der jährlich gewährten Kantons-
beiträge an die betreffenden Schulen zur Folge, entsprechend 
der nachfolgenden Tabelle (Grundlage Voranschlag 2014). 

  ID Romont ID Schulheim TOTAL 

VZÄ Unterricht 44,42 12,80 57,22

Gehälter 5 043 491.05 1 477 273.86 6 520 764.91

Sozialabgaben 1 021 081.05 318 061.55 1 339 142.60

Total 6 064 572.10 1 795 335.41 7 859 907.51

Ausbildungskosten* 17 000.00 5205.20 22 205.20

Reisespesen 110 000.00 59 311.15 169 311.15

Verschiedene Kosten 4 673.75 56 471.52 61 145.27

Kosten für Verwaltung + Leitung 189 594.10 98 376.10 287 970.20

Total 321 267.85 219 363.97 540 631.82

Gesamttotal 6 385 839.95 2 014 699.38 8 400 539.33

* �Die Ausbildungskosten werden als «weitere geplante Kosten» nach der untenstehenden Tabelle ab 2016 angerechnet, da sie vom Subventionsbeitrag 

abgezogen wurden.
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Die Reisespesen wurden nicht übertragen. Da gemäss dem 
Konzept jeder Schule bzw. jedem Schulkreis eine schulische 
Heilpädagogin oder ein schulischer Heilpädagoge zugeteilt 
werden soll, werden sich die Fahrkosten für deren Einsätze 
verringern. Die derzeit für die Fahrkosten der Klein- und 
Förderklassenlehrpersonen bestimmten Mittel sollten aus-
reichen, um die restlichen Kosten zu decken.

Die übrigen Kosten sowie die Kosten für die Verwaltung und 
Leitung werden nicht übertragen.

Zur Berechnung der Auswirkungen einer Kantonalisierung 
der Integrationsdienste werden (bei der Hochrechnung) die 
geschätzten Kosten zur Anpassung der jährlichen Gehalts-
stufen sowie des Teuerungsausgleichs berücksichtigt (2016: 
0,70%, 2017: 1,60%, 2018: 1,00%, 2019: 1,00%).

Der Wechsel der bei einer privaten Pensionskasse versicher-
ten Personen zur Pensionskasse des Staates Freiburg wurde 

geprüft. Das Lehrpersonal des Integrationsdienstes von 
Romont ist bereits bei der Pensionskasse des Staates versi-
chert, im Gegensatz zum Lehrpersonal des Integrations-
dienstes des Schulheims, das nach der Kantonalisierung zur 
Pensionskasse des Staatspersonals wechseln wird. Gemäss 
den Prognosen und Analysen der Stiftung Les Buissonnets 
sind bei diesem Wechsel keine finanziellen Auswirkungen 
zu erwarten, abgesehen von den mit dem Wechsel verbun-
denen Verwaltungskosten (Berechnungen der Wechsel, neue 
Versicherungsausweise, Neuberechnungen für die verblei-
benden Versicherten und Rentenbezüger, ausserordentliche 
Sitzungen des Stiftungsrates usw.). Diese Verwaltungskosten 
dürften sich auf 20  000 Franken belaufen; sie sind in den 
«weiteren geplanten Kosten» des Konzepts enthalten (und 
zwar unter dem Posten «Weitere Kosten in Verbindung mit 
der Einführung des Konzepts»).

3.5.3.	 Weitere geplante Kosten

 Jahr 
2016

Jahr 
2017

Jahr 
2018

Jahr 
2019

Gesamt- 
kosten

Übernahme der Ausbildungskosten der Integrationsdienste 22 200 22 200 22 200 22 200 88 800

Ausbildungskosten 25 000 25 000 25 000 25 000 100 000

Kosten für die Informationsarbeit zum Sonderpädagogik-
Konzept 20 000 8 000 8 000 0 36 000

externer Evaluationsauftrag 5 000 5 000 5 000 5 000 20 000

Verschiedene Aufträge in Zusammenhang mit der  
Umsetzung des Konzepts. 20 000 10 000 10 000 10 000 50 000

Budget für die Mittelschulen 50 000 50 000 50 000 50 000 200 000

Total 142 200 120 200 120 200 112 200 494 800

3.6.	Kostenverteilung Kanton–Gemeinde

Die verschiedenen Berechnungen tragen dem am 1. August 
2015 in Kraft getretenen neuen Schulgesetz bereits Rechnung.

Die Berechnung der Lohnkosten beruht auf der ordentlichen 
Funktionseinreihung sowie auf der Gehaltstufe 10. 

Die Sozialabgaben sind in den Lohnkosten enthalten und 
machen 21% davon aus; hinzu kommt eine Pauschale von 
10% (allgemeine Kosten für neue Vollzeitstellen, berechnet 
auf der Grundlage der Lohnkosten inklusive Sozialabgaben). 

Sobald die Stellen geschaffen sind, werden die Beträge kumu-
liert; die Gehälter werden wie folgt angepasst:

>> 2016:	 0,70%
>> 2017:	 1,60%
>> 2018:	 1,00%
>> 2019:	 1,00%.

3.6.1.	 Neue Stellen

Die Gesamtkosten der neuen Stellen, aufgerechnet auf 4 Jahre, 
einschliesslich Sozialabgaben und allgemeine Kosten, belau-
fen sich auf 9,961 Mio. Franken.

Dieser Betrag setzt sich zusammen aus:
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Kosten der neuen Unterrichtsstellen: 9,082 Mio. Franken 

>> Kanton: 4,954 Mio. Franken
>> Gemeinden: 4,128 Mio. Franken

Kosten der neuen Stellen ausserhalb des Unterrichts: 0,879 Mio. Franken

>> Kanton: 0,687 Mio. Franken
>> Gemeinden: 0,192 Mio. Franken

3.6.2.	 Auswirkungen der Kantonalisierung 
der Integrationsdienste

Im Zuge der Kantonalisierung der Integrationsdienste wer-
den 57,22 VZÄ (Unterrichtsstellen) von den Sonderschulen 
an den Kanton übertragen. Im Gegenzug ist eine entspre-
chende Kürzung des Kantonsbeitrags an die beiden betrof-
fenen Sonderschulen zu erwarten. Diese Kantonalisierung 
hat für den Kanton Mehrkosten von 0,641 Mio. Franken zur 
Folge, wohingegen die Gemeinden um 2,803 Mio. Franken 
entlastet werden. 
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3.6.3.	 Weitere Kosten im Zusammenhang mit 
der Einführung der Gesetzesvorlage

Es sind noch weitere Kosten in Höhe von insgesamt 0,495 
Mio. Franken vorgesehen. Diese werden zu 100% vom Kan-
ton übernommen. Sie setzen sich wie folgt zusammen:

Weitere Kosten Kanton 

Übernahme der Ausbildungskosten der 
Integrationsdienste 88 800

Ausbildungskosten 100 000

Kosten für die Informationsarbeit zum 
Sonderpädagogik-Konzept 36 000

externer Evaluationsauftrag 20 000

Verschiedene Aufträge in Zusammenhang mit 
der Umsetzung des Konzepts und des Gesetzes 50 000

Budget für die Sekundarstufe 2 200 000

Gesamtkosten zulasten des Kantons 494 800

Die Übernahme der Ausbildungskosten der Integrations-
dienste (0,089 Mio. CHF) wird im Abschnitt «Kantonalisie-
rung der Integrationsdienste» berechnet. Da die schulischen 
Heilpädagoginnen und Heilpädagogen in den Schulen bzw. 
Schulkreisen integriert sind, erübrigt sich die Einrichtung 

zusätzlicher Arbeitsplätze. Weitere Kosten, etwa in Zusam-
menhang mit der Bereitstellung von Räumen für die Integ-
rationsdienste und für den Umbau von Schulgebäuden, die 
über keine behindertengerechte Einrichtungen verfügen, las-
sen sich schwer abschätzen, ebenso die Auswirkung einer all-
fälligen Anpassung der Klassenbestände bei der Integration 
von Schülern.

3.6.4.	 Gesamtübersicht

Finanzielle Gesamtauswirkungen der Einführung der Geset-
zesvorlage für den Kanton und die Gemeinden Geplante 
Umsetzung im Zeitraum 2016 bis 2019, Berechnung über 
4 Jahre.

Zusammenfassung Kanton Gemeinden 

Kosten der neuen Unterrichtsstellen 4,954 4,128

Kosten der neuen Stellen ausserhalb 
des Unterrichts 0,687 0,192

Auswirkungen der Kantonalisierung 
der Integrationsdienste 0,641 -2,803

Weitere geplante Kosten in 
Zusammenhang mit der Einführung 
des Konzepts und des Gesetzes 0,495 0,000

Insgesamt (in Mio.) 6,777 1,517
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Zusammenfassung: VZÄ und finanzielle Gesamtauswirkungen für den Kanton und die Gemeinden – Übersicht nach Jahr:

4.	 Auswirkungen auf die nachhaltige 
Entwicklung

Die Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung 
(Art.  1v97 GRG) wurden gemäss der kantonalen Strategie 
«Nachhaltige Entwicklung» mit dem Instrument Kompass 
21 analysiert. Diese Beurteilung basiert auf einer Gegenüber-
stellung der heutigen Situation und der Neuerungen, die das 
neue Gesetz bringt. Die Auswirkungen dieser Gesetzesrevi-
sion betreffen hauptsächlich den gesellschaftlichen Bereich 
und nur leicht die Bereiche Wirtschaft und die Umwelt. 

Sie konzentrierten sich vorwiegend auf folgende Aspekte, 
die insbesondere mit dem sozialen Zusammenhalt und der 
Chancengleichheit zusammenhängen: 

>> Grundsatz der Integration;
>> Umstieg von einem Versicherungssystem auf ein Bil-

dungssystem;
>> Unterricht in der sonderpädagogischen Institution, die 

den Bedürfnissen der Schülerin oder des Schülers am 
besten angepasst ist;

>> Der Gesetzesentwurf gewährleistet ein kohärentes Kon-
zept für die Altersgruppe von 0 bis 20 Jahren im Vors-
chulbereich, während der obligatorischen Schulzeit und 
im Nachschulbereich.

5.	 Übereinstimmung mit dem 
übergeordneten Recht 

Die Gesetzesvorlage steht in Einklang mit dem Bundesrecht 
und mit dem europäischen Recht. 

6.	 Unterstellung unter das Gesetzes- und 
Finanzreferendum

Dieses Gesetz untersteht dem Gesetzesreferendum.

Der über 5 Jahre angehäufte Betrag der Lasten liegt unter 
dem Schwellenwert für das obligatorische Finanzreferendum, 
der auf 35 390 557 Franken festgelegt ist (Verordnung vom 13. 
Juni 2016, ASF 2016_079), jedoch über dem Schwellenwert 

für das fakultative Finanzreferendum, der 8  847  639 Fran-
ken beträgt; dieses Gesetz untersteht somit dem fakultativen 
Finanzreferendum.

7.	 Abschliessende Beantwortung 
parlamentarischer Vorstösse

Mit diesem Gesetzesentwurf und der dazugehörigen Bot-
schaft, die den Bericht des Staatsrats bilden, wird dem Pos-
tulat Françoise Morel/André Masset Nr. 322.06 zu den Schul-
diensten abschliessend entsprochen. 


